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Hans Bräker

Die Sowjetunion, China und die EWG

In der Sowjetunion und in den anderen kom-
munistisch regierten Ländern Europas sind 
die wirtschaftlichen Integrationsbestrebungen 
Westeuropas bis in das J
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ahr 1962 hinein weit-
gehend bagatellisiert worden. Weithin wurde 
deren Bedeutung für die gesamte europäische 
Entwicklung kaum einmal voll erkannt ). Die 
Gründe dafür müssen vor allem im starren 
Festhalten insbesondere der sowjetischen 
Parteiführung an der ideologischen Wertung 
jeder Zusammenarbeit zwischen den „kapita-
listischen" Ländern gesucht werden.
Dafür hatte bereits Lenin 1915 mit seinem 
Aufsatz „Uber die Losung der Vereinigten 
Staaten von Europa" die Maßstäbe gesetzt2). 
Unter kapitalistischen Verhältnissen, so er-
klärte er darin, sei die Bildung der „Vereinig-
ten Staaten von Europa" entweder unmöglich 
oder reaktionär. Er hielt zwar zeitweilige 
Übereinkommen zwischen den Kapitalisten 
und den Mächten für durchaus möglich. Doch 
konnte nach seiner Auffassung der Zusam-
menschluß der europäischen Staaten im Sinne 
solcher Übereinkommen nur den Sinn und das 
Ziel haben, „mit vereinten Kräften den Sozia-

1) Eine umfassende Untersuchung der hier behan-
delten Problematik gibt es bisher nicht. Die im fol-
genden genannten Titel setzen sich mit ihr ent-
weder nur allgemein zusammenfassend oder nur in 
(wenn auch wichtigen) Teilanspekten auseinander: 
Die Kommunisten und der Gemeinsame Markt, 
Köln 1968 (Übersetzung einer hektographierten 
Zusammenstellung von Radio Free Europe Research 
von August 1967. Im wesentlichen Materialsamm-
lung, wenig Analyse); Hans Mayrzedt / Helmut 
Rome, Die westeuropäische Integration aus ost-
europäischer Sicht, Wien 1968 (fast ausschließlich 
Konzentration auf Problematik EWG - österreichi-
sche Neutralität); Rolf Sannwald, Die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft im Spiegel der sowjeti-
schen Ideologie und Praxis, in: Osteuropa-Wirt-
schaft, Heft 4/1962, S. 241—252; Rolf Sannwald, Die 
Sowjetunion und die westeuropäische Integrations

lismus in Europa zu unterdrücken" und „mit 
vereinten Kräften die geraubten Kolonien ge-
gen Japan und Amerika" zu verteidigen.

Lenin hielt sich damit klar auf der von Marx 
und Engels vorgezeichneten Linie. Bereits in 
ihrem kommunistischen Manifest hatten sie 
geschrieben: „Das Bedürfnis nach einem stets 
ausgedehnteren Absatz für ihre Produkte jagt 
die Bourgeoisie über die ganze Erdkugel ...

Die Bourgeoisie hat durch die Exploitation 
des Weltmarktes Produktion und Konsump-
tion aller Länder kosmopolitisch gestaltet ... 
An die Stelle der alten lokalen und nationa-
len Selbstgenügsamkeit und Abgeschlossen-
heit tritt ein allseitiger Verkehr, eine allseiti-
ge Abhängigkeit der Nationen voneinan-
der."

I. Ideologische Kritik am europäischen Zusammenschluß

Die erste grundsätzliche Stellungnahme der 
Sowjetunion zur Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft (EWG), die 1957 in Form von 17 

Thesen veröffentlicht wurde, ließ jedenfalls 
die unbedingte Dogmentreue erkennen, die 42 
Jahre nach der grundsätzlichen Stellungnah-

politik, in: Erik Böttcher (Hrg.), Ostblock, EWG 
und Entwicklungsländer, Stuttgart 1963; Hans Brä-
ker, Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und Rat 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe. Zur Kritik der 
Sowjetunion am Gemeinsamen Markt, Berichte des 
Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und inter-
nationale Studien, III/4-Januar 1963 (gedruckt auch 
in: Europa-Archiv, 3. Folge vom 15. Februar 1963); 
Hans Bräker, Die Frage der Aufnahme Groß-
britanniens in die EWG und die sowjetische Kritik 
am Gemeinsamen Markt, Berichte des Bundesinsti-
tuts für ostwissenschaftliche und internationale Stu-
dien, Nr. 24/1968; Walter Hallstein / Hans Bräker, 
Artikel „Europäische Wirtschaftsgemeinschaft", in: 
Sowjetsystem und Demokratische Gesellschaft. Eine 
vergleichende Enzyklopädie, Band 2, Freiburg 1968. 
2) W. I. Lenin, über die Losung der Vereinigten 
Staaten von Europa, in: Ausgewählte Werke in 
zwei Bänden, Band I, Berlin 1955, S. 750—754.



me Lenins noch immer den allgemeinen Maß-
stab für die Beurteilung aller ökonomischen 
und politischen Entwicklungsvorgänge in den 
Staaten der „kapitalistischen" Welt bilde-
te3):

3) O sozdanii „obscego rynka" i evratoma (über 
die Schaffung des „Gemeinsamen Marktes" und 
Euratom), in: Kommunist, Nr. 9/1957, S. 82—102.

4) Deutscher Text bei Boris Meissner, Das Partei-
programm der KPdSU 1903 bis 1961, Köln 1962, 
S. 143—244, insbes. S. 159 ff.
5) Siehe hierzu meine Analyse: Kritik an der EWG. 
Gegen jede westliche Integration, in: Ost-Probleme, 
14. Jahrg. 1962, S. 450—452.
6) Siehe hierzu meine Untersuchung: Die Frage der 
Aufnahme Großbritanniens in die EWG und die so-
wjetische Kritik am Gemeinsamen Markt, Berichte 
des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und 
internationale Studien, Nr. 24/1968.

Die EWG wird in diesen Thesen als Abspra-
che der Monopole über den gemeinsamen 
Kampf um die Absatzmärkte, die Rohstoff-
quellen und die Investitionssphären bezeich-
net. Sie bilde die kriegswirtschaftliche Grund-
lage der NATO und richte sich damit zwangs-
läufig gegen die sozialistischen Länder. Die 
Schaffung eines geschlossenen „kapitalisti-
schen" Blocks führe notwendigerweise zur 
Zerstörung der internationalen Wirtschaftsbe-
ziehungen. Die Ausweitung des inneren 
Marktes dieses Blocks sei zwar nicht ausge-
schlossen. Die daraus resultierenden Vorteile 
würden jedoch durch die Verschärfung der 
Marktprobleme, die sich zwangsläufig aus 
dem Widerspruch zwischen den Produktions-
möglichkeiten und der zu engen monetären 
Nachfrage ergeben müßten, mehr als aufge-
wogen. Die zunehmende Konzentration verlei-
he überdies den Monopolen die Möglichkeit, 
in erhöhtem Maße gegen die Interessen der 
Arbeiter auf wirtschaftlichem, sozialem und 
politischem Gebiet zu wirken. Senkung des 
Reallohns, Vergrößerung der Arbeitslosigkeit, 
Erhöhung der Steuern und Beschneidung der 
politischen Rechte seien die zu erwartenden 
Folgen dieser Politik.
Der nationale Kolonialismus werde mit der 
geplanten Assoziierung der afrikanischen 

Staaten durch den kollektiven Kolonialismus 
ersetzt. Auf internationaler Ebene werde die 
Abhängigkeit einer Reihe von westeuropäi-
schen Ländern von den Vereinigten Staaten 
und von der nach Hegemonie in Europa stre-
benden Bundesrepublik gefördert, während 
gleichzeitig die nationale Souveränität und 
die Rechte der nationalen Parlamente be-
schränkt werden.
Schließlich kommen die Verfasser der 17 The-
sen zu folgendem Ergebnis: „Was die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft ... betrifft, 
so ist vollkommen unzweifelhaft, daß die 
vollständige Verwirklichung der in diesem 
Zusammenhang vorgesehenen Schritte (die 
allein schon höchst unwahrscheinlich ist), 
nicht zu einer Änderung des europäischen 
Kapitalismus führt und nicht die Schaffung 
eines einheitlichen Wirtschaftssystems garan-
tieren kann." Es lasse sich mit Gewißheit 
voraussagen, daß die Spannungen und Gegen-
sätze zwischen den Mitgliedern der EWG den 
Prozeß der kapitalistischen Selbstzerflei-
schung nur noch schneller vorantreiben wür-
de.
Bis Ende 1961 und sogar bis weit in das Jahr 
1962 hinein hat diese „Dogmentreue" die Ar-
gumentation der maßgeblichen Führer des 
K
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ommunismus gegen die EWG weitgehend 
beherrscht. Das ist u. a. auch daran zu erken-
nen, daß noch das am 31. Oktober 1961 gebil-
ligte neue Parteiprogramm der KPdSU die in 
den 17 Thesen enthaltenen zentralen Gedan-
kengänge wiederholt ).

IL Auseinandersetzung mit der Realität der EWG

Allerdings war schon zu dieser Zeit ein ge-
wisses Maß an Unsicherheit hinsichtlich der 
unbedingten Anwendbarkeit dieser dogmati-
schen Prinzipien bei der Beurteilung der 
westlichen Integrationsvorgänge zu registrie-
ren.

Sie hatten ihre Ursachen
— einerseits in dem schon zu dieser Zeit 
sichtbar werdenden tatsächlichen Erfolg der 
Integrationsbestrebungen der westeuropäi-
schen Länder; er fand nicht nur in einer 
schnellen wirtschaftlichen Entwicklung der 

EWG selbst5), sondern auch in den zahlrei-
chen Beitritts- und Assoziationsanträgen an-
d

6
erer westeuropäischer und afrikanischer 

Länder konkreten Ausdruck ), und
— andererseits darin, daß etwa gleichzeitig 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit der ost-



und südosteuropäischen Länder im Rahme
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n 
des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RgW) einer schweren Krise zutrieb ).
Auf diese Faktoren vor allem war es zurück-
zuführen, daß die Diskussion um die Existenz 
des Gemeinsamen Marktes einige bemerkens-
werte Veränderungen aufwies. Auf ihrem Hö-
hepunkt fand vom 28. August bis 30. Septem-
ber 1962 in Moskau eine Konferenz von Wirt-
schaftswissenschaftlern aus 23 kommunisti-
schen Ländern und Parteien zu dieser Proble-
matik statt8). Den Beratungen dieser Konfe-
renz lagen zugrunde:

7) Ausführlich hierzu Hans Bräker, Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit im Ostblock. Integrationsschwie-
rigkeiten, in: Ost-Probleme, 14. Jahrg. 1962, S. 431 f., 
und Hans Bräker, Die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit der Länder des Rates für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe, Berichte des Bundesinstituts für ost-
wissenschaftliche und internationale Studien, III/4 -
Mai 1965.
8) Zur Durchführung und ihren Ergebnissen s. Hans 
Bräker, Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und 
Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe. Zur Kritik 
der Sowjetunion am Gemeinsamen Markt, in: 
Europa-Archiv, 3. Folge vom 15. Februar 1963.
9) Deutsche Fassung: N. S. Chruev, Wesentliche 
Fragen der Entwicklung des sozialistischen Welt-
systems, in: Probleme des Friedens und des So-
zialismus, Nr. 9 (49) / 1962, S. 729—743.
10) Veröffentlicht unter dem Titel: Ob imperialis-
ticeskoj „integracii" v zapadnoj evrope (obscij 
rynok")(über die imperialistische „Integration" in 
Westeuropa — „der Gemeinsame Markt"), in: 
Pravda vom 26. August 1962.

— ein Grundsatzaufsatz von Chruschtschow 
über „die Entwicklung des sozialistischen 
Weltsystems" 9 ) und die
— unmittelbar vor Beginn der Konferenz ver-
ö
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ffentlichten sog. 32 Thesen „über die impe-

rialistische Integration in Westeuropa" , ).

1. Chruschtschows grundsätzliche
Äußerungen

Angesichts der bis dahin gültigen sowjeti-
schen Haltung mußten die Äußerungen von 
Chruschtschow in seinem Aufsatz einigerma-
ßen schockierend wirken, denn mit ihnen 
wurde klargemacht, daß es sich beim Gemein-
samen Markt um eine starke und dauerhafte 
Organisation, ja, um eine der wichtigsten 
wirtschaftlichen und politischen Erscheinun-
gen der Gegenwart handelt.
Die EWG wird als eine Realität dargestellt, 
die sich vor allem in einem schnellen und 
nachhaltigen Wirtschaftswachstum ihrer 
sechs Mitgliedsländer niederschlägt. Diese 
Feststellung war auch deshalb von großer Be-

deutung, weil mit ihr die Gültigkeit des bis 
dahin unangefochtenen Postulats-, hohe wirt-
schaftliche Wachstumsraten seien allein im 
Rahmen eines sozialistischen Wirtschaftssy-
stems möglich, wenn auch nicht in Frage ge-
stellt, so doch zumindest erheblich einge-
schränkt wurde.
Selbstverständlich dürfte man, so stellte 
Chruschtschow weiter fest, die Möglichkeit 
dieser internationalen Vereinigung nicht 
überschätzen. Aber: „die Kräfte des Gegners 
nicht überschätzen heißt nicht, sie zu ignorie-
ren. Es wäre unvorsichtig und kurzsichtig, 
würde man die Pläne und Handlungen der

Wortführer der europäischen .Integration' 
nicht beachten. Die Kommunisten kämpfen 
gegen die Versuche, den Gemeinsamen Markt 
und ähnliche Vereinigungen zur Vorbereitung 
eines neuen Krieges und zum Wettrüsten, 
zum Zwecke des ökonomischen und politi-
schen Drucks auf andere Länder, insbesonde-
re aber auf die jungen, sich entwickelnden 
Nationalstaaten, auszunutzen ... Gleichzeitig 
berücksichtigen wir die objektiven Tenden-
zen zur Internationalisierung der Produktion, 
die in der kapitalistischen Welt wirken, und 
gestalten dementsprechend unsere Politik und 
unsere wirtschaftlichen Maßnahmen."

Chruschtschow ging sogar noch einen Schritt 
über diese Feststellung hinaus und stellte die 



Frage nach der Möglichkeit einer wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit zwischen Ost und 
West. Der von ihm dafür zusammengestellte 
Katalog war zwar nicht neu, seine Wiederho-
lung in diesem Zusammenhang aber doch be-
merkenswert, da er die kritischen Bereiche 
innerhalb des RgW widerspiegelte: Förderung 
rarer Rohstoffe, Vermehrung der Energiequel-
len, Nutzung der Wasserstraßen, Erweiterung 
der gegenseitigen Handelsbeziehungen, Schaf-
fung einer internationalen Handelsorganisa-
tion, Durchführung einer internationalen Han-
delskonferenz. Er erklärte nachdrücklich, daß 
er diese Vorschläge nicht zuletzt wegen der 
Gefahr unterbreite, „die das Bestreben der im-
perialistischen Kreise in sich birgt, die Vor-
teile der westeuropäischen Integration zur Bil-
dung abgeschlossener zwischenstaatlicher öko-
nonmischer Gruppierungen ... auszunutzen".

Schließlich erwog Chruschtschow in seinem 
Aufsatz sogar die Möglichkeit, zwischen den 
bereits bestehenden Wirtschaftsgruppen in 
Europa — dem RgW und der EWG — Verträ-
ge abzuschließen und damit die wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und einen friedlichen 
Wettbewerb über die Ebene der Staaten hin-
aus auf die der Wirtschaftsvereinigungen mit 
unterschiedlichen Gesellschaftsordnungen zu 
heben.

2. Die 32 Thesen von August 1962

Nicht weniger deutlich spiegelt sich in den 
„32 Thesen" die Erkenntnis wider, daß der 
Gemeinsame Markt inzwischen zu mächtig 
geworden und schon zu erfolgreich gewesen 
sei, als daß er noch länger von der kommu-
nistischen Führung ignoriert werden könn-
te.

Die EWG wird in ihnen „als ökonomische 
und politische Realität" anerkannt. Ihr wird 
außerdem auch bescheinigt, daß sie nicht 
etwa nur die arithmetische Summe von natio-
nalen Märkten darstelle: Selbst in ihren ent-
stellten kapitalistischen Formen, heißt es in 
den Thesen, „kann die wirtschaftliche Inte-
gration zu einer Erweiterung des Produktions-
umfanges und des Binnen- und Außenhan-
dels führen".

Das Dilemma, in das die sowjetischen Analy-
tiker damit geraten waren, spiegelte sich vor 
allem in dem Bemühen wider, den erfolgrei-
chen Integrationsvorgang in Westeuropa den-
noch in die vorgegebene ideologische Kon-
zeption einzuordnen. Denn nur durch Rück-

griffe auf Lenin ist es möglich, die „imperia-
listische Integration" als einen „sich in der 
Wirtschaft des modernen Kapitalismus voll-
ziehenden Tiefenprozeß" zu kennzeichnen, 
der Ausdruck einer „objektiven Tendenz ist, 
die sich mit der Entwicklung der Weltwirt-
schaft und des Weltmarktes verstärkt und für 
den reifen und seiner Umwandlung in eine 
sozialistische Gesellschaft entgegengehenden 
Kapitalismus typisch ist", und — auf dieser 
Grundlage schließlich — in der gegenwärti-
gen Entwicklung Westeuropas typische 
Merkmale der dritten Phase des Kapitalismus 
zu erkennen.
Strukturveränderungen, die sich im Rahmen 
jeder wirtschaftlichen Großraumbildung (also 
auch der östlichen) zwangsläufig für einzelne 
Wirtschaftszweige ergeben müssen, können 
deshalb auch als Monopolisierung und Auf-
teilung der „kapitalistischen" Welt unter den 
großen Trusts begriffen werden, die — trotz 
aller zugegebenen großen wissenschaftlich-
technischen Fortschritte (oder gerade deswe-
gen) — zu „einer weiteren, noch stärkeren 
Ausbeutung der Arbeiterklasse, zu einem An-
griff auf das Lebensniveau der Werktätigen", 
kurzum zu einer weiteren Verelendung der 
proletarischen Massen führen muß, die ja 
Marx schon Mitte des 19. Jahrhunderts nach-
drücklich postuliert hatte.

Der circulus vitiosus des Denkens, in den der 
Rückgriff auf die leninistische Theorie die so-
wjetischen Analytiker drängt, zwingt diese 
geradezu, den Gemeinsamen Markt als „einen 
Knoten von Widersprüchen zwischen den Im-
perialisten" zu interpretieren: zwischen den 
Klassen selbst, zwischen den wirtschaftlichen 
Interessengruppen, zwischen den Ländern der 
EWG, zwischen der EWG und der EFTA, zwi-
schen Westeuropa und Amerika, zwischen 
dem imperialistischen Kapitalismus und den 
schwach Entwickelten usw.

Sie können deshalb auch einen unversöhnli-
chen Widerspruch zwischen den objektiven 
Tendenzen zur Internationalisierung des 
Wirtschaftslebens und den imperialistischen 
Methoden, sie zu verwirklichen, feststellen, 
weil eben „der Imperialismus nicht ohne Ge-
walt und Willkür existieren kann, ohne daß 
die einen Länder durch andere unterjocht 
werden". Nur der Sozialismus könne infolge-
dessen alle Schranken für eine wirtschaftliche 
Annäherung der Länder und Völker beseiti-
gen und die Gewähr für die Bildung eines 
von Antagonismen freien ökonomischen Sy-
stems bieten.



Wie sehr sich jedoch die sowjetische Analy-
se trotz solcher ideologischen Bemühungen 
schon zu dieser Zeit mit der Realität des Ge-
meinsamen Marktes abgefunden hatte, macht 
das Schlußreferat Arzumanjans bei der er-
wähnten Moskauer Konferenz deutlich11 ): 
„...Wir stehen", so heißt es darin u. a., „in 
den meisten kapitalistischen Ländern einer 
wahren technisch-wissenschaftlichen Revolu-

11) Nach dem ausführlichen Konferenzbericht: Pro-
blemy sovremennogo kapitalizma (Probleme des 
modernen Kapitalismus) in: Mirovaja ekonomika i 
mezdunarodnye otnosenija Nr. 11/1962, S. 54—71 
und Nr. 12/1962, S. 59—79.
12) In einem Interview, das TASS am 3. September 
1962 veröffentlichte.
13) Nach Guido Vicario, I communisti italiani di 
fronte al „Mercato commune" (Die italienischen 
Kommunisten und der „Gemeinsame Markt"), in: 
Lünita vom 3. September 1962. L’Unita hat über die 
Moskauer Konferenz in insgesamt 3 Folgen von 
Guido Vicario berichtet. Außer dem bereits zitier-
ten Artikel: I communisti del MEG per una politika

commune (Die Kommunisten der EWG sind für eine 
Gemeinsame Politik [30. August 1962]) und: Le 
conclusioni del convego sul capitalismo e il MEC 
(Die Ergebnisse der Konferenz über den Kapitalis-
mus und den Gemeinsamen Markt [4. September 
1962]).
14) Zitiert nach dem ausführlichen zweiteiligen 
Konferenzbericht: La Conference de Moscou sur les 
problemes du capitalisme contemporaire (Die Mos-
kauer Konferenz über die Probleme des modernen 
Kapitalismus), in: Le Drapeau Rouge vom 19.—21. 
September und vom 25.—28. September 1962.

tion gegenüber, was eine Steigerung und Er-
neuerung des fixen Kapitals — und darum 
des Marktes — hervorruft. Man kann sich 
hier nicht einer abstrakten Analyse der aktu-
ellen Probleme hingeben, so wie wir uns nicht 
denken können, daß andere Länder auf der 
Stelle treten, während wir in Richtung auf 
den Kommunismus voranschreiten."

III. Ursachen und Auswirkungen des Wandels der EWG-Beurteilung

Die Bedeutung dieses Wandels in der sowjeti-
schen EWG-Beurteilung muß darin gesehen 
werden, daß wesentlichen Anteil an ihm eini-
ge mit der Realität des Gemeinsamen Marktes 
unmittelbar konfrontierte Kommunistische 
Parteien Westeuropas hatten. Auf der Mos-
kauer Konferenz trat dies besonders deutlich 
hervor, wie die Konferenzberichte in „L'Unita" 
(Rom), in „Le Drapeau Rouge" (Brüssel) und 
dann vor allem die ausführliche Dokumenta-
tion in „Mirovaja ekonomika i mezdunarodnye 
otnosenija" (Moskau) deutlich machten.

1. Die Haltung der Kommunistischen Partei
Italiens

Bereits am letzten Tage der Konferenz hat Ar-
zumanjan dies mit bemerkenswerter Offenheit 
bestätigt, als er feststellte12 ), daß „wir so-
wjetischen Wissenschaftler den Darlegungen 
aus den kommunistischen Bruderparteien viel 
Neues entnommen haben". In seinen Diskus-
sionsbeiträgen und seinem Abschlußreferat 
wies er immer wieder vor allem auf die Über-
einstimmung mit den Auffassungen der Re-
präsentanten der Kommunistischen Partei Ita-
liens (vor allem Sereni) hin.

Die italienischen Experten hatten ihre Hal-
tung zum Gemeinsamen Markt u. a. mit fol-
gender Auffassung präzisiert13 ): „. . . In der 

Gesamtheit hat die Integration eine produkti-
ve Ausbreitung von erheblicher Weitläufig-
keit begünstigt und die Manifestation und die 
Wirkung der strukturellen Krisen, die jeden 
Sektor betroffen haben, geschwächt. Heute, 
da die Kommunistischen Parteien ihre Oppo-
sition gegen den Integrationsprozeß verstär-
ken, muß man sich fragen, ob die einfache 
Aufforderung zur Auflösung des .Gemeinsa-
men Marktes' oder zur Kündigung des dazu 
gehörigen Vertrages genügen würden. Der 
Wert einer solchen Forderung in reiner und 
präziser Form steht bei der Opposition gegen 
den .Gemeinsamen Markt' außerhalb jeder 
Diskussion. Aber nach unserer Meinung kann 
die Aktion der Kommunistischen Parteien 
sich nicht darauf beschränken, jene Forderun-
gen vorzutragen, und dies grundlegend aus 
zwei Gründen: 1. Weil der .Gemeinsame 
Markt’ eine bemerkenswerte Lebensfähigkeit 
beweist und eine Sachlage geschaffen hat, die 
nicht ohne schwerwiegende Folgen beseitigt 
werden kann; 2. weil der .Gemeinsame Markt’ 
auf der Grundlage einer realen Forderung, 
verursacht durch die Entwicklung der produk-
tiven Kräfte, geboren worden ist."
Mit vergleichbarer Nüchternheit wurde der 
Gemeinsame Markt im übrigen aber auch von 
den belgischen Experten beurteilt. Ihre Auf-
fassung formulierten sie u. a. wie folgt14 ): 
„Wenn eine Vielzahl relativ kleiner, durch 
Zollschranken voneinander getrennter natio-
naler Absatzmärkte vorhanden ist, stößt die



Einführung moderner Techniken auf wachsen-
de Hindernisse, da diese nur in solchen Be-
trieben gewinnbringend eingesetzt werden, 
die eine hohe Arbeitskapazität aufweisen und 
folglich auch gewaltige Absatzmärkte belie-
fern. Der Gemeinsame Markt ist ein Versuch, 
diesen tatsächlich vorhandenen Erfordernis-
sen der Entwicklung der produktiven Kräfte 
und des technischen Fortschritts Genüge zu 
leisten."

2. Rückwirkungen auf Osteuropa

Zu einem Problem für die Sowjetunion ist 
diese offenkundige Versachlichung der EWG-
Beurteilung aber vor allem dadurch gewor-
den, daß mit ihr auch eine zunehmende Ver-
sachlichung und Differenzierung der Auffas-
sungen bei den Mitgliedsländern des RgW be-
wirkt wurde. Als symptomatisch soll hier nur 
ein polnischer Artikel zum 10. Jahrestag der 
Gründung der EWG angeführt werden15 ). 
Darin heißt es u. a.: „. . . Hauptsächlich in vie-
len politischen und Wirtschaftskreisen war 
man skeptisch, ob solch ein künstliches Ge-
bilde, wie der Gemeinsame Markt, gut funk-
tionieren bzw. sich auf längere Sicht bewäh-
ren könne. Aber diese Organisation bestand 
manche Feuerprobe. Obwohl ihre Existenz 
mehrere Male an einem Haar hing, scheint 
die EWG zu einem dauerhaften Faktor der 
heutigen Wirklichkeit geworden zu sein. . . . 
Vor 10 Jahren mußte man schon viel Phanta-
sie haben, um sich vorzustellen, daß dieses 
mit dem Segen Washingtons geschaffene Ge-
bilde in einer so kurzen Zeit auf eigenen Fü-
ßen zu stehen vermag und mit Erfolg eine Po-
litik zu führen beginnt (z. B. in Handelsange-
legenheiten . . .), die die amerikanischen Plä-
ne so sehr durchkreuzt [gemeint hier v. a. die 
Kennedy-Runde] . . . Die EWG war auf dem 
Gebiet der Handelspolitik in der Tat erfolg-
reich. Das Harmonogramm des Abbaus der 
inländischen Zölle und der allmählichen Bil-
dung eines gemeinsamen Zolltarifs für den 
Außenhandel wurde um vieles übertroffen. 
Völlig abgebaut werden die inländischen Zöl-
le bereits Mitte 1968 und nicht erst am Ende 
der Übergangszeit, d. h. im Dezember 1969 . . . 
Unserer Meinung nach genügt schon diese 
Tatsache, um vor allem in bezug auf unsere 
Handelspolitik weitgehende Schlüsse zu zie-
hen. Als Handelsunion ist die EWG eine In-

15) Stanislaw Albinowski, Skazani na sukces (Zum 
Erfolg verurteilt), in: Zycie Warscawy vom 3. März 
1967.

16) Siehe hierzu meine bereits in Anm. 7 zitierte 
Analyse: Die wirtschaftliche Zusammenarbeit der 
Länder des Rates für gegenseitige Wirtschaftfhilfe, 
insbes. S. 12 f.
17) S. Zykov, Za fasadom „maloj evropy" (Hinter 
der Fassade von „Klein-Europa“), in: Izvestija 
vom 25. März 1967.

stitution von Dauer, die in zunehmendem 
Maße auf unsere wirtschaftlichen Beziehun-
gen zu Westeuropa einwirken wird. Wir müs-
sen also danach streben, alle Nachteile, die 
uns durch die Entstehung einer geschlossenen 
Gemeinschaft der sechs westeuropäischen 
Länder entstehen, auf ein Minimum einzu-
schränken."
Es wurde deutlich, und zwar nicht nur im 
Schrifttum, sondern auch in der Praxis der in-
ternationalen Wirtschaftspolitik, daß nicht 
nur Polen, sondern auch die CSSR, Ungarn 
und Rumänien solche nüchternen Analysen 
mit konkreten Überlegungen hinsichtlich des 
Ausbaus ihrer wirtschaftlichen Beziehungen 
zum Gemeinsamen Markt insgesamt und zu 
den Mitgliedsländern der EWG im einzelnen 
verbanden 16 ).

3. Der politische Aspekt der sowjetischen 
EWG-Kritik

Daß die Realisierung solcher Zielsetzungen 
nicht ohne politische Rückwirkungen auf das 
„innere" Gefüge der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit innerhalb des RgW bleiben konnte, 
lag und liegt auf der Hand.
Auf die damit verbundenen Probleme ist es 
nicht zuletzt zurückzuführen, daß die Sowjet-
union ihre Bewertung der wirtschaftlichen In-
tegration Westeuropas wieder in zunehmen-
dem Maße auf deren politische Konsequenzen 
konzentrierte und damit auch Maßstäbe und 
Grenzen für die Überlegungen ihrer Partner 
setzte. In einem gleichfalls zum zehnjährigen 
Bestehen der EWG (drei Wochen nach dem 
zitierten polnischen Artikel) erschienenen 
Grundsatzartikel kam dies mit aller Deutlich-
keit zum Ausdruck17 ): „Nach außen hin 
nahm sich der Vertrag über die wirtschaftli-
che Zusammenarbeit Europas ziemlich harm-
los aus . . . Hinter dieser honorigen Fassade 
aber verbargen die Gründer von ,Klein-Euro-
pa' weitgesteckte politische Ziele. Ihren Hand-
lungen lag das Bestreben zugrunde, die SpaD 
tung Europas zu vertiefen, die einen Staaten 
den anderen Staaten entgegenzustellen und die 
Normalisierung der Beziehungen zwischen 
den Ländern des Ostens und des Westens zu 



verhindern. Die großen Monopole der indu-
striell am stärksten entwickelten Länder des 
Kontinents waren natürlich an einer Beseiti-
gung der für sie lästigen Zollschranken außer-
ordentlich interessiert. Aber die Taufväter 
des .Gemeinsamen Marktes', die für die .Frei-
zügigkeit von Waren, Kapital und Arbeitskräf-
ten' eintraten, wollten vor allem eine Art 
ökonomisches Fundament für den atlanti-
schen Block schaffen (zumal ja alle Länder 
der Gemeinschaft auch der NATO angehör-
ten). Nicht zufällig leisteten die Vereinigten 

Staaten, die — sollte man meinen — die ver-
einten Anstrengungen ihrer potentiellen Kon-
kurrenten auf dem europäischen Mutterland 
hätten fürchten müssen, auf jede Art Geburts-
hilfe für den .Gemeinsamen Markt'. Sie be-
trachteten ihn als wichtiges Instrument der 
Politik des .kalten Krieges', als Mittel zur 
Spaltung Europas und zur Verschärfung der 
Spannungen auf dem Kontinent, was nach 
den Berechnungen Washingtons die Abhän-
gigkeit der westeuropäischen Länder von den 
USA verstärken mußte."

IV. Ziele der sowjetischen EWG-Politik

Mit den in diesem Artikel — der hier nur als 
Beispiel für viele andere angeführt wurde — 
vertretenen grundsätzlichen Auffassungen 
wurden die Linien für weitere Analysen der 
westeuropäischen Integration und für die sich 
auf sie stützende sowjetische EWG-Politik 
gezogen:
Die Realität des Gemeinsamen Marktes wur-
de keineswegs wieder in Frage gestellt. 
Man kann im Gegenteil sogar davon ausge-
hen, daß die ganze weitere Auseinanderset-
zung mit ihm ihre eigentliche Ursache in der 
Einsicht hatte und bis heute hat, daß an ei-
nem Erfolg der wirtschaftlichen Integration 
Westeuropas nicht mehr gezweifelt werden 
kann.
Auch und gerade in der sowjetischen Analy-
se und Kritik wird dieser Realität Rechnung 
getragen. Theoretisch-ideologische Argumen-
te, wie sie in den 17 Thesen von 1957 und in 
den 32 Thesen von 1962 verbindlich formu-
liert worden sind, spielen in ihnen natürlich 
nach wie vor eine nicht unbedeutende Rolle. 
Aber sie sind eindeutig politisch-pragmati-
schen Überlegungen und einer entsprechenden 
Politik untergeordnet. Sie laufen darauf-hin-
aus
— einmal den Fortgang des wirtschaftlichen 
und politischen Integrationsprozesses zu stö-
ren und zu diesem Zweck alle von nationalen 
Interessen bestimmten „antagonistischen" Be-
strebungen unter den Mitgliedsländern mit bi-
lateralen Mitteln zu fördern, und
— zum anderen, so weit wie möglich zu ver-
hindern, daß der Kreis der an der Integration 
teilnehmenden Länder durch Beitritts- und 
Assoziationsabkommen vergrößert wird.
Dabei geht es, um hier nur einige wenige „Fel-
der" summarisch zu umreißen, darum,

— die tatsächlichen nationalen Interessen der 
einzelnen EWG-Länder (etwa Agrarprobleme, 
Währungsprobleme, Konjunkturprobleme usw. 
usf.) im Sinne von wirtschaftlichen und politi-
schen Differenzierungen zwischen ihnen, oder 
richtiger: im Sinne von sowohl gegeneinander 
als auch gegen die Interessen der Gemein-
schaft gerichteten Divergenzen zu qualifizie-
ren und politisch auszunutzen;

— die Erweiterungsbestrebungen durch Bei-
trittsabkommen europäischer Länder in ihren 
negativen nationalen und internationalen 
Aspekten sowohl für die beitrittswilligen Län-
der selbst (unter weitgehender „Benutzung" 
der Argumente der jeweiligen nationalen 
„Beitritts-Opposition"; z. B. hinsichtlich der 
Commonwealths-Problematik Großbritanni-
ens) als auch für die Gemeinschaft (unter 
Nutzung der Widerstände in ihr: etwa de 
Gaulle 1963 und 1967 gegen die Aufnahme 
Großbritanniens) zu kennzeichnen und durch 
bilaterale politische Aktivitäten zu stören;

— die Assoziationsbegehren nichteuropäi-
scher (insbesondere afrikanischer) Länder die-
sen gegenüber als machtpolitische Bestrebun-
gen der europäischen „kapitalistischen" Län-
der mit wirtschaftlichen Mitteln im Sinne der 
modifizierten Imperialismus-Theorie als Neo-
kolonialismus einzuordnen;

— die enge Zusammenarbeit der Gemeinschaft 
mit den nordamerikanischen Ländern als Be-
strebungen der USA zu qualifizieren, dem Ge-
meinsamen Markt die Rolle des wirtschaftli-
chen Fundaments der NATO zuzuweisen und 
alle die gegen die USA und die NATO ge-
richteten Strömungen zu fördern (z. B. Aus-
tritt Frankreichs aus der militärischen Inte-
gration der NATO), gleichzeitig aber die USA 
auch durch Verstärkung der bilateralen Be-



Ziehung UdSSR—USA soweit wie möglich 
von Europa zu isolieren.

Dieser Katalog könnte erweitert werden; der 
vorstehende sollte nur einige Aspekte der so-
wjetischen EWG-Kritik und Westeuropa-Poli-
tik aufzeigen. Obwohl sie bis heute mit gro-
ßer Intensität betrieben worden ist, hat sie 
aber

— weder den Integrationsprozeß in Westeu-
ropa behindern oder auch nur beeinflussen 
können (krisenhafte Erscheinungen in der Ent-
wicklung der Gemeinschaft hatten ihre Ursa-
che ausschließlich in EWG-internen Proble-
men)

— noch die Ausweitung des Gemeinsamen 
Marktes durch Abschluß von Beitrittsabkom-
men — Großbritannien, Irland, Dänemark — 
verhindern können (auch das Scheitern des 
Beitritts von Norwegen ist nicht, ja nicht ein-
mal teilweise „dem Konto" der EWG-Politik 
der Sowjetunion oder dem ihrer Norwegen-
Politik „zuzuschreiben").
Erfolgreich ist die sowjetische EWG-Kritik 
und -Politik allenfalls insofern gewesen, als 
die Partner im RgW heute ihre Bereitschaft, 
der Realität der EWG durch handelspolitische 
Maßnahmen der Gemeinschaft als Institution 
gegenüber Rechnung zu tragen, wenn über-
haupt noch, so doch wesentlich zurückhalten-
der und unverbindlicher äußern.

V. Sowjetisch-chinesische EWG-Divergenzen

Von nicht unwesentlicher Bedeutung für die 
heutige sowjetische EWG-Politik ist das seit 
Anfang 1971 zunehmende Interesse der 
Volksrepublik China an der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes, zumal dabei nicht 
wirtschaftspolitische, sondern nahezu aus-
schließlich politische Motivationen die be-
herrschende Rolle spielen. Einige Äußerungen 
beider Seiten aus dem letzten Jahr sollen die 
Bedeutung dieses Aspekts der östlichen 
EWG-Diskussion zeigen:

In einem anläßlich der Unterzeichnung der 
Beitrittsabkommen mit Großbritannien, Irland, 
Dänemark und Norwegen verbreiteten Artikel 
der chinesischen Nachrichtenagentur heißt es 
u. a. 18 ): „Die Verhandlungen über den Bei-
tritt Großbritanniens, Dänemarks, Irlands und 
Norwegens wurden am 18. 1. in voller Über-
einstimmung abgeschlossen . .. Das ist ein 
neuer Schritt, den die westeuropäischen Län-
der getan haben, um sich den gegen die He-
gemonie der Supermächte ... gerichteten 
Kräften anzuschließen. Die Unterzeichnung 
dieses Vertrages ist das Resultat langer und 
mühsamer Verhandlungen der westeuropäi-
schen Länder ... Die verstärkte Durchsetzung 
und Kollusion der beiden Supermächte, der 
Vereinigten Staaten und der Sowjetunion, in 
den letzten Jahren in Europa haben in ver-
stärktem Maße die lebenswichtigen Interes-
sen der europäischen Länder bedroht. Das hat 

die Einigung unter ihnen im Widerstand ge-
gen die beiden Supermächte gefördert ... Der 
westeuropäische Gemeinsame Markt wurde 
1958 gegründet. Er ist vom westeuropäischen 
Monopolkapital ... auch zur Stärkung der 
wirtschaftlichen Behauptung gegenüber den 
Vereinigten Staaten ... benutzt worden. Die 
sechs Länder ... verstärken auch ihre Zusam-
menarbeit in politischen und außenpolitischen 
Angelegenheiten. Noch für dieses Jahr ist 
eine Gipfelkonferenz des Erweiterten Gemein-
samen Marktes geplant. Die Konsolidierung 
und der Ausbau des Gemeinsamen Marktes 
haben den beiden Supermächten viele Hinder-
nisse in den Weg ihres Feilschens und ihrer 
Machtpolitik in Europa gelegt . . . Was die So-
wjetunion betrifft, so startete ihre Presse und 
ihre Nachrichtenagentur eine Kampagne ge-
gen die Unterzeichnung des Vertrages. In ei-
nem AFP-Bericht vom 22. 1. aus Moskau heißt 
es: ,Der Kreml hat jede vorhergehende Bemü-
hung um die Schaffung eines einheitlichen 
westeuropäischen Blocks, der sowohl von den 
Vereinigten Staaten wie von der Sowjetunion 
unabhängig ist, attakiert', und ,die Erweite-
rung des Gemeinsamen Marktes ist von vie-
len Aspekten aus gesehen ein Rückschlag für 
die Sowjetunion’."

Eine der führenden sowjetischen Wirtschafts-
zeitungen reagierte darauf wie folgt19): „Die 
maoistische Führung billigt die volksfeindli-
che Abmachung der monopolistischen Kreise 
der westeuropäischen Länder — Beitritt Groß-
britanniens, Norwegens, Dänemarks und Ir-18) Treaty of Accession of Britain, Denmark, Ire-

land and Norway to West-European Common Mar-
ket signed, in: News from Hsinhua News Agency 
vom 27. Januar 1972. 19) Socialisticeskaja industrija vom 3. Februar 1972.



lands zum Gemeinsamen Markt... Wenn wir 
von den kapitalistischen Industriebaronen 
sprechen, so müssen wir sagen, daß diese tat-
sächlich den Beitritt Großbritanniens zur 
EWG begrüßen, weil dieser Schritt mit ihren 
Interessen übereinstimmt ... In erster Linie 
wird die Oberschicht des britischen Finanz-
und Industriekapitals davon profitieren, das 
ist eine Hand voll Menschen, die die Indu-
strie des Landes kontrollieren ... Und Hsin-
hua stellt sich mit der positiven Einschätzung 
dieses Ereignisses an deren Seite."

Ausführlich kritisierte dann einige Zeit später 
die sowjetische Nachrichtenagentur Novosti 
die chinesische Haltung20 ): „...Peking un-
terstützt jetzt jene Aktivitäten der EWG, die 
den Kampf der imperialistischen Staaten ge-
gen den Sozialismus begünstigen. Die chinesi-
sche Führung erklärte vor kurzem, sie glaube, 
daß der Gemeinsame Markt einen Grundfak-
tor auf dem Wege zur europäischen Unabhän-
gigkeit darstelle und einen wirksamen Kampf 
gegen das Monopol der beiden Großmächte 
ermögliche ... Auf diese Weise unterstützt 
die chinesische Führung die Integrationspro-
zesse, die in der kapitalistischen Welt statt-
finden, und entstellt bewußt die Aufgaben 
und Ziele der EWG. Die Billigung des Bei-
tritts Großbritanniens spielt den großen Ban-
ken und Industriemonopolen in England, die 
sich in der Hoffnung auf neue Märkte und 
große Profite um den Kontinent streiten, in 
die Hände. Selbstverständlich stößt diese Hal-
tung auf weitgehende Genugtuung der herr-
schenden Kreise in England. Wie man sieht, 
ist die chinesische Führung nicht darüber be-
sorgt, daß die Stärkung der Gemeinschaft der 
Monopole die Ausbeutung der Werktätigen 
intensivieren wird... Im Kampf zwischen Ar-
beit und Kapital unterstützt Peking das Kapi-
tal und verrät somit eine der wichtigsten Le-
ninschen Lehren: ,Kapital ist eine internatio-
nale Macht, es kann nur bezwungen werden 
durch das internationale Bündnis und die Brü-
derlichkeit der Werktätigen'."

20) Novosti-Korrespondent Andreev in Radio Bra-
tislava am 5. April 1972.
21) West-European nine-nation summit Conference 
closes, in: News from Hsinhua News Agency vom 
24. Oktober 1972.

22) Ju. Usov, Zapadnaja evropa i politika Pekina 
(Westeuropa und die Politik Pekings), in: Novoe 
vremja, Nr. 43 vom 20. Oktober 1972, S. 18 f.
23) Von Radio Prag am 24. Oktober 1972 verbreite-
ter Kommentar.

Nach der Gipfelkonferenz der EWG am 19. 
und 20. Oktober 1972 in Paris stellte die amt-
liche chinesische Nachrichtenagentur fest21 ): 
„Die Ergebnisse dieser Konferenz zeigen, daß 
die westeuropäischen Länder, deren Unabhän-
gigkeit und Sicherheit von der scharfen Rivali-

tät der beiden Supermächte in Europa immer 
stärker bedroht werden, entschlossen sind, 
ihre wirtschaftliche und politische Zusam-
menarbeit zu verstärken und ein unabhängi-
ges Europa aufzubauen, das ,seine Persönlich-
keit behauptet' und sich der Einmischung und 
Kontrolle der beiden Supermächte entledigt 
... In dem Kommunique wird die Entschlos-
senheit der Mitgliedstaaten bekundet, ihre 
Gemeinschaft zu stärken und den Gemeinsa-
men Markt, der jetzt vorwiegend eine Wirt-
schaftsgruppierung ist, noch vor Ende dieses 
Jahrzehnts in eine europäische Union umzu-
wandeln ... Diese Verpflichtung zu einer 
Union ist das .Hauptergebnis' der zweitägigen 
Gipfelkonferenz gewesen."

Bereits wenige Tage vor der Pariser Gipfel-
konferenz hatte „Novoe vrema" in einem be-
schwörenden Artikel u. a. festgestellt 22)  : 
„...Die chinesischen offiziellen Persönlich-
keiten befleißigen sich bei jeder passenden 
Gelegenheit, die westeuropäischen Politiker 
von der Notwendigkeit der Vereinigung der 
Länder des Westens zu überzeugen, um der 
Sowjetunion in Europa die Stirn zu bieten. 
Mit dem vereinigten kapitalistischen Europa 
verbinden die Maoisten nicht nur Hoffnun-
gen, einen Verbündeten im Kampf gegen die 
UdSSR und die anderen sozialistischen Län-
der zu gewinnen, sondern auch ihre Pläne 
einer technischen Neuausstattung der chinesi-
schen Industrie mit Hilfe des Westens und 
der weiteren Vergrößerung des militärischen, 
darunter auch des Atom-Raketen-Potentials 
Chinas ... Ist es nicht längst an der Zeit für 
die Pekinger Politiker, endlich den antisowje-
tischen Schleier aus den Augen zu wischen, 
der sie daran hindert, vernünftig auf die um 
sie umgebende Wirklichkeit zu blicken und 
an die Frage sowohl der asiatischen als auch 
der europäischen Politik real heranzuge-
hen?"

In einer direkten Stellungnahme zur chinesi-
schen Beurteilung der Pariser Gipfelkonferenz 
hieß es dann schließlich23 ): „Vorige Woche 
fand, wie bekannt, in Paris eine Gipfelkonfe-
renz der Erweiterten Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft statt. Ebenso bekannt ist, 
daß der Hauptzweck dieser Tagung nicht nur 
ein engerer Zusammenschluß westeuropä-



ischer Unternehmerkreise und des Kapitals 
war, sondern auch die Schaffung von Voraus-
setzungen für eine politische und militärische 
Integration Westeuropas, natürlich in erster 
Linie im Interesse der regierenden Kreise die-
ser Länder. Trotzdem zögert jedoch der Kom-
mentator von Radio Peking [das den Hsinhua-
Kommentar zuerst verbreitet hatte] mit der 
Behauptung nicht, die Pariser Konferenz drük-
ke die entscheidenden Bemühungen der euro-
päischen Völker aus, ihre Probleme aus eige-

ner Kraft zu lösen und angesichts der Dro-
hung der beiden Supermächte ... ihre Einheit 
zu festigen. Damit bestätigte Peking erneut, 
worum es ihm vor allem geht: Um jeden Preis 
einen weiteren Punkt seiner antisowjetischen 
Kampagne zu verzeichnen, ohne Rücksicht 
auf die Prinzipien des Marxismus-Leninismus, 
die es bisher formell proklamiert. Die Anhän-
ger der Ideen des großen Mao würden gut 
daran tun, diese Tatsache gründlich zu durch-
denken."

VI. Ideologie und Pragmatismus

Die Analyse der letzten Stellungnahmen Chi-
nas und der Sowjetunion zur EWG — auch 
sie könnten um weitere ergänzt werden — 
zeigt, daß die Sowjetunion die chinesischen 
Äußerungen als eine wesentliche Störung ih-
rer EWG-Politik im engeren und ihrer Euro-
pa-Politik im weiteren Sinne empfindet. Nicht 
daran zu zweifeln ist, daß China seine EWG-
Auffassung auch in absehbarer Zeit beibehal-
ten wird.
Außer Frage steht aber schon jetzt, daß die 
immer massiveren chinesischen Äußerungen 
zu EWG-Problemen eine empfindliche Seite 
der sowjetischen Europapolitik berühren. 
Dies ist allein daraus zu schließen, daß die 
Sowjetunion sich einerseits bei Abwehr der 
chinesischen Europa-Polemik wieder zuneh-
mend auf die Ebene der ideologischen Argu-
mentation gegen die EWG gedrängt sieht, wie 
sie in den 17 Thesen des Jahres 1957 und in 
den 32 Thesen des Jahres 1962 formuliert 
wurde.
Ob es sich bei den chinesischen EWG-Auße-
rungen nur um eine gezielte propagandisti-
sche Kampagne zur Beeinflussung der Euro-
papolitik der beiden sogenannten „Super-
mächte" handelt, läßt sich zu diesem Zeit-
punkt noch nicht genau beurteilen. Es wäre 
aber durchaus denkbar, daß hinter dieser po-
litisch motivierten Argumentation auch ein 
von eigenen ökonomischen Überlegungen ge-
leitetes Interesse an der europäischen Inte-
gration ganz allgemein und an der EWG im 
besonderen steht. Das könnte in absehbarer 
Zeit durchaus dazu führen, daß China die 
EWG als völkerrechtliches Subjekt aner-
kennt. Von den kommunistisch regierten Län-
dern hat diesen Schritt bisher nur Jugoslawi-
en getan.
Auch für die Sowjetunion und ihr Partner im 
RgW ist die Frage der Anerkennung der EWG 

als völkerrechtliches Subjekt zu einem wichti-
gen politischen Problem geworden, seit die 
Europäische Gemeinschaft am 1. Januar 1973 
die Gesamtkompetenz für die Handelspolitik 
ihrer Mitgliedsländer übernommen hat. Die 
Übertragung dieser Kompetenz auf die Ge-
meinschaft — dies mag hier noch einmal kurz 
in Erinnerung gerufen werden — hat die seit 
Ende 1969 gültige Ausnahme- bzw. Über-
gangsregelung abgelöst. In ihr war festge-
legt worden, daß die Mitgliedstaaten der EWG 
mit sog. Staatshandelsländern nur noch für 
drei Jahre bilaterale Abkommen schließen 
können, daß bereits geschlossene und gültige 
Abkommen bis zu ihrer Auslauffrist in Kraft 
bleiben (in der Regel: 31. Dezember 1974) und 
daß bereits über die Protokolle für 1974 — sie 
ergänzen in der Regel die jeweiligen bilate-
ralen Abkommen um Kontingentslisten für 
den Warenverkehr — entweder gemeinschaft-
lich zu verhandeln ist oder die Protokollbasis 
von 1973 ohne Änderung auch für das Jahr 
1974 einfach beibehalten wird.
Wie sich die Sowjetunion auf diese von der 
EWG geschaffene eindeutige Rechtslage ein-
stellen wird, ist derzeitig noch immer nicht 
abschließend zu beurteilen. Sie steht bereits 
in diesem Jahr vor der Konsequenz, entwe-
der Verhandlungen mit der Gemeinschaft und 
nicht mehr mit ihren einzelnen Mitgliedslän-
dern zu führen — damit würde sie die EWG 
zumindest völkerrechtlich akzeptieren — oder 
aber dies nicht zu tun — damit würden die zur 
Zeit noch laufenden bilateralen Handelsab-
kommen mit den EWG-Ländern Ende 1974 
praktisch beendet werden.
In allen Äußerungen der maßgeblichen sowje-
tischen Führer und Experten seit Beginn des 
letzten Jahres wird zwar die „Realität der 
Existenz des Gemeinsamen Marktes" nach wie 
vor betont. Aber es wird auch immer hinzu-



gefügt, dies bedeute keineswegs das Einver-
ständnis mit dessen Praktiken und Aktivitä-
ten. über die Frage der zukünftigen konkre-
ten Beziehungen zur EWG geben sie hingegen 
keine Auskunft oder weichen einer klaren 
Stellungnahme noch immer aus. Dennoch läßt 
die praktische Politik der Sowjetunion seit Be-
ginn dieses Jahres deutlich erkennen, daß sich 
an ihrer prinzipiell ablehenden Einstellung 
zur EWG nicht nur nicht das geringste ge-
ändert hat, sondern daß sie darüber hinaus, 
wie bisher schon immer, den Fortgang der 
„Vergemeinschaftung" mit allen Mitteln zu 
blockieren, zumindest aber zu neutralisieren 
sucht.

Diese Politik vollzieht sich unter dem Schlag-
wort „gesamteuropäische Zusammenarbeit auf 
wirtschaftlichem Gebiet" 24 ). Sie nimmt in dem 
zunehmenden Interesse der Sowjetunion — 
und natürlich auch ihrer Partnerstaaten im 
RgW — an einer unmittelbaren Kooperation 
ihrer Außenhandelsorganisationen oder sogar 
Betriebe mit Betrieben in den EWG-Ländern 
immer konkretere Gestalt an. Zahlreiche sol-
cher Verträge sind schon bisher geschlossen 
worden. Damit stößt sie — und darin ist die 
Erklärung für dieses rege Interesse zu suchen 
— in einen Bereich vor, der auch für die EWG 
absolutes „Neuland" ist. Denn diese Formen 
der bilateralen zwischenbetrieblichen Koope-
ration zwischen Ost und West unterliegen 
bisher eben noch nicht dem EWG-Regime, wie 
die handelsvertraglichen Beziehungen.

24) Siehe hierzu ausführlich meine Analyse: Die 
Sowjetunion, der RgW, die EWG und das GATT. 
Zum sowjetischen Vorschlag einer „gesamteuropä-
ischen Zusammenarbeit“ auf wirtschaftlichem Ge-
biet, Bericht des Bundesinstituts für ostwissen-
schaftliche und internationale Studien, Nr. 21/1973.

25) Der Text dieses Aufsatzes, der unter der Über-
schrift „Wer braucht die politische Integration 
Westeuropas?" erschienen ist, lag mir bei Ab-
schluß dieses Manuskriptes noch nicht vor. Ich kann 
mich aber auf eine ausführliche Inhaltsangabe mit 
wörtlichen Zitaten eines Artikels von Hermann 
Poerzgen („Moskau gegen politische Integration") 
in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 7. Juli 
1973, S. 4, beziehen.

Nach allen Erfahrungen und bei Abwägung 
der noch bestehenden Schwierigkeiten dürfte 
auch vorerst kaum zu erwarten sein, daß die 
EWG in absehbarer Zeit in diesem Bereich 
der unmittelbaren zwischenbetrieblichen Ko-
operation zu gemeinschaftlichen Regelungen 
kommt, wie sie auf dem Gebiet der Handels-
politik bereits verwirklicht worden sind.

Die Politik, die die Sowjetunion gerade in 
jüngster Zeit auf diesem Gebiet entwickelt hat 
— Breschnews Besuche in Bonn und Paris ha-
ben dies besonders deutlich hervortreten las-
sen —, läuft darauf hinaus, diese in den Ost-

West-Beziehungen neuen bilateralen Ver-
tragsformen sowohl quantitativ als auch qua-
litativ auszubauen und zu verbessern und da-
durch das EWG-Gemeinschaftssystem bilate-
ral so wirksam zu unterlaufen, daß eine An-
erkennung der EWG als völkerrechtliches 
Subjekt nicht mehr die Voraussetzung ist für 
den Ausbau ihrer wirtschaftlichen Beziehun-
gen zu den westeuropäischen Ländern (im In-
teresse ihrer lebensnotwendigen Importbe-
dürfnisse).
Daß die Sowjetunion darüber hinaus bestrebt 
ist, mit ihrer derzeitigen Politik sowohl auf 
bilateraler als auch auf multilateraler Ebene 
(etwa KSZE) die Weiterentwicklung der EWG 
zu einer politischen Union mit allen Mitteln 
zu stören und sie möglicherweise sogar zu 
verhindern, hat ein in der sowjetischen Zeit-
schrift „mezdunarodnaja zizin"' (Internatio-
nales Leben) soeben veröffentlichter Grundsatz-
artikel erneut mit aller Deutlichkeit klarge-
macht25). In der Diskussion zur Herstellung 
einer politischen Union der EWG-Länder, so 
wird darin festgestellt, drücke sich in erster 
Linie die Furcht vor den segenbringenden 
Wandlungen im politischen Leben Europas 
und vor einer weiteren Entspannung auf dem 
Kontinent aus, die durch die aktive Außen-
politik der sozialitischen Länder gefördert 
werde. Alle Versuche, die Idee der politischen 
Integration der westeuropäischen Staaten zu 
beleben, „laufen der allgemeinen Tendenz zur 
Vertiefung und Erweiterung der Zusammen-
arbeit auf der Grundlage der friedlichen Ko-
existenz zuwider".
Mit dieser Argumentation wird auch der Auf-
fassung widersprochen, daß die objektiven 
Entwicklungstendenzen der Wirtschaftsinte-
gration zwangsläufig auf die politische Inte-
gration hinführen müssen. Hier werden Moti-
vationen und Zielsetzungen der sowjetischen 
Europapolitik sichtbar, an der sowohl die wei-
tere Integrations- als auch die Ostpolitik der 
westeuropäischen Staaten nicht einfach vor-
beigehen kann.



Erich Röper

Nationalchinas Kampf gegen die Isolierung
Noch Chancen für Chiang Kai-shek?

Nur drei Menschen kennen die Lösung des Konflikts ..der eine ist tot, der 
zweite seither ständig betrunken, der dritte hat sie wieder vergessen.
Lord Henry John Palmerston, langjähriger britischer Außen -und Premierminister 
im 19. Jahrhundert zur Schleswig-Holstein-Frage

Mit 76 zu 35 Stimmen beschloß die UN-Voll-
versammlung am 25. Oktober 1971 auf Antrag 
Albaniens, die Vertretung Chinas in der 
Weltorganisation der kommunistischen Re-
gierung in Peking zu übertragen1), trotz vie-
ler rechtlicher und politischer Bedenken2). 
Die Repräsentanten der Nationalregierung 
verließen die UNO; einzig würdiger Akt ei-
nes im übrigen obszönen Schauspiels, meinte 
ein britischer UN-Diplomat.

sociation, Ernest A. Gross, vom 4. Februar 1972,
in: News from China, New York (fortan NfCh)
4. Februar; der Direktor der Abteilung für Presse-
und Öffentlichkeitsarbeit der UNO, der Inder Go-
verndhan Lai (Ghol) Obhrai, trat wegen der Be-
handlung der CNA-Korrespondenten am 21. Juni 
1972 zurück (NfCh 22. Juni 1972).
5) Note No. 3723 vom 21. Dezember 1971 der Press
Section Office of Public Information United Nati-
ons' Secretariat General (NfCh 21. Dezember 1971). 
In Bonn wollen die Vertreter der Nachrichten-
agentur Neues China (Hsin Hua T'ung Hsun She) 
erst Mitglieder des privatrechtlichen Vereins der 
ausländischen Presse werden, wenn die Kollegen 
vom nationalchinesischen Freichina-Informations-
dienst ausgeschlossen sind. Um weiteren Pressionen 
auch in anderen Staaten vorzubeugen, wurde die 
1924 von der Kuomintang gegründete CNA am 
2. April 1973 in eine Privatgesellschaft umgewan-
delt (Freies Asien 12. April 1973, fortan FA). — Am
8. Oktober 1972 wurde auf Wunsch Pekings in Te-
heran der Präsident der China Broadcasting Corpo-
ration (BCC), Lee Shih-feng, trotz gültigen Einreise-
visums gewaltsam gehindert, an der Generalver-
sammlung der Asien Broadcasting Union teilzuneh-
men (NfCh 12. Oktober 1972); nun will Peking der 
ABU, einer unabhängigen Gruppe hauptamtlicher 
Rundfunk- und Fernsehmitarbeiter, beitreten, wo-
mit die BCC ausscheiden müßte, da ihr je Land
nur eine Rundfunkorganistion angehören kann 
(Japan Times 12. Januar 1973, in: Monitor-Dienst
der Deutschen Welle, Köln, fortan MD, 22. Januar
und 9. Februar 1973).
6) Als grundsätzliche Stellungnahme vgl. etwa 
den gemeinsamen Leitartikel von Jen Min Jih Pao 
(Volkszeitung), Hung Ch’i (Rote Fahne) und Chieh 
Fang Chün Pao (Armeezeitung) am 31. Dezember 
1971, MD 3. Januar 1972. Auch im Internationalen 
Währungsfonds und Internationalen Olympischen 
Komitee will Peking nicht mitarbeiten, da die 
„Chiang Kai-shek-Clique" dort noch vertreten sei 
(NZZ 24. Oktober 1972 und FAZ 10. November 
1971).

Auch in den Unter- und angeschlossenen Or-
ganisationen der Vereinten Nationen traten 
die kommunistischen an die Stelle der Natio-
nalchinesen3). Sogar den UNO-Korrespon-
deuten der Central News Agency of China, 
Chen Chi-lin und T. C. Tang, wurde am 
21. Dezember 1

4
971 gegen den Protest des in-

ternationalen Pressekorps ) auf Pekings

1) Twenty-Sixth Session, Agenda Item 93, A/RES/ 
2758 (XXVI), 26 October 1971, Resolution adopted 
by the General Assembly.
2) Vgl. dazu etwa Erich Röper, Geteiltes China. 
Eine völkerrechtliche Studie, Mainz 1967, mit den 
Literaturhinweisen.
3) Neben der UNESCO (United Nations' Educatio-
nal and Scientific Organization) u. a. GATT (Ge-
neral Agreement on Tariffs and Trade) 17. Novem-
ber 1971 und IAA (Internationales Arbeitsamt) 
17. November 1971, Frankfurter Allgemeine Zei-
tung (fortan FAZ) 18. November; WHO (World 
Health Organization) 26. Januar 1972, Neue Zür-
cher Zeitung (fortan NZZ) 28. Januar; mit Be-
schluß vom 18. März 1972 wurde alle technische 
Hilfe des UNDP (United Nations’ Development Pro-
gram) eingestellt, NZZ 20. März; IMCO (Inter-
national Maritime Consultiv Organization) 24. Mai 
1972, Süddeutsche Zeitung (fortan SZ) 25. Mai; ITU 
(International Telegraphie Union) 29. Mai 1972, 
NZZ 31. Mai; alle Hinweise auf Nationalchina wur-
den in der UNO beseitigt, incl. der Plakette unter 
einem Konfuzius-Bild, und es darf nirgends mehr 
genannt werden, DIE ZEIT 18. August 1972; nur in 
der IAEO (International Atomic Energy Organiza-
tion) ist Nationalchina noch vertreten, da Peking 
sonst dem Atomteststopvertrag beitreten müßte.
4) Vgl. etwa die Erklärung und das Gutachten des 
Justitiars der United Nations’ Correspondents As-

Verlangen vom Genera
5

lsekretariat die Ak-
kreditierung entzogen ).
Ähnlich wie früher die Anhänger Nationalchi-
nas meinte die Mehrheit in der UNO, China 
sei noch immer eine Einheit. Da Pekings An-
wesentheit in der UNO nach Meinung der 
meisten Mitglieder erforderlich ist, Peking die 
Mitgliedschaft beider Regierungen aber ab-
lehnt6), wurden die mehr als 15 Millionen 



Menschen in Nationalchina aus bloßen Oppor-
tunitätserwägungen nach Orwells Vorbild in-
ternational zu Un-Personen erklärt: mit 59 zu 
55 Stimmen war der US-Antrag abgelehnt 
worden, ihre „Ausstoßung" zur wichtigen An-
gelegenheit zu erklären; darüber hätte mit 
Zweidrittelmehrheit entschieden werden müs-
sen, so daß bei Annahme des albanischen 
Antrags beide Regierungen in den UN vertre-
ten gewesen wären.

Die China-Frage schien gelöst. Tatsächlich 
aber stehen die beiden Regierungen sich wei-

ter unversöhnlich gegenüber. Sie führen auch 
militärisch Bürgerkrieg und repräsentieren 
antagonistische Gesellschaftssysteme, die 
trotz der Größenunterschiede 
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alternative chi-
nesische Entwicklungsmodelle verwirklichen. 
Für beide ist Wiedervereinigung ohne Unter-
werfung ein zentrales Thema: weder werden 
die Kommunisten auf Taiwan verzichten, 
noch die Nationalregierung endgültig die na-
tionale Identität aufgeben durch Verzicht auf 
den Namen (und Anspruch) „Republik Chi-
na", also die irgendwann zu realisierende 
Rückgewinnung des Festlands ).

Seit der Gründung der Volksrepublik China 
am 1. Oktober 1949 versuchen beide Regie-
rungen, die andere zu isolieren. Bis zum Ok-
tober 1971 bestand im großen und ganzen ein 
Patt. Heute haben die Kommunisten ein 
Übergewicht. Immer mehr Regierungen tau-
schen Botschafter mit Peking aus8), auch 
„rechte" wie Griechenland und Spanien. Nur 
Tonga und Samoa nahmen seither Beziehun-
gen zu Taipei auf9). Dennoch ist Nationalchi-

10) Vor allem Agrarhilfe in über 40 Staaten ein-
schließlich Ausbildung von bisher 642 Afrikanern 
im Landreforminstitut in Taoyuan (NfCh 21. Juni 
und 26. Juli 1972). Insgesamt wurden bis zum 
31. März 1971 7 389 Fach- und Führungskräfte aus 
23 Entwicklungsländern in Taiwan ausgebildet. 
Am 31. Dezember 1971 waren über tausend natio-
nalchinesische Entwicklungshelfer in der Dritten 
Welt tätig, darunter 14 Gruppen von Landwirt-
schaftsberatern in Afrika, 9 in Lateinamerika und 
3 in Asien sowie 3 Gruppen der technischen Hilfe 
in Afrika und 2 in Asien (NfCh 11. Januar und
19. Februar 1973); am 23. November 1972 erhielt 
Obervolta einen Kredit von 50 Millionen CFA-
Francs zum Bau einer Reismühle (Radio Ouagadou-
gou 24. November, MD 29. November); am 4. De-
zember 1972 wurde mit der Elfenbeinküste die Ge-
währung von technischer Hilfe vereinbart (NfCh 
5. Dezember), am 24. Januar 1973 mit Kambod-
scha (Chinese Information Service [fortan CIS]
24. Januar, MD 8. Februar); am 11. März 1973 mit 
Jordanien (Radio Amman 11. März 1973, MD 
13. März); am 12. März mit der Zentralafrikanischen 
Republik (NfCh 12. März 1973); am 16. März 1973 
wurde mit Liberia der Bau einer Zuckerraffinerie 
und einer Maschineninstandsetzungfabrik verein-
bart (NfCh 16. März 1973); gegen Konkurrenten 
aus Frankreich, Italien, Japan und Korea erhielt die 
Retired Servicemen Engineering Agency (RSEA) 
den Auftrag über 19,9 Mio. US-Dollar zum Bau 
einer 128-km-Straße auf Jaca/Indonesien und am 
2. Februar 1973 für die 160-km-Straße von Mekka 
nach Al Hawiyah (Saudi-Arabien) über 17,2 Mio. 
US-Dollar, nachdem sie eine 112-km-Straße von 
Muang Loet nach Kohn Kaen in Nord-Thailand fer-
tiggestellt hatte (NfCh 19. Dezember 1972 und 
2. Februar 1973); am 25. Januar 1973 erhielt Süd-
vietnam einen Kredit von 5 Mio. US-Dollar (CIS
25. Januar, MD 8. Februar); vgl. auch den Bericht 
des Beraters der Asienabteilung des Internationa-
len Währungsfonds, des Inders Anand G. Chanda-
vakar, über den hohen Stand der nationalchinesi-
schen Entwicklungshilfe, MD 24. Januar 1973, und 
zur Verstärkung der Entwicklungshilfemaßnahmen, 
NfCh 19. Februar 1973.

7) Vgl. etwa die Erklärungen von Präsident 
Chiang Kai-shek zum Nationalfeiertag 1972 (NfCh 
10. Oktober) und vom 23. Dezember 1972 (NfCh 
23. Dezember), die Regierungserklärungen von Pre-
mierminister Chiang Ching-kuo im Legislative 
Yuan (Parlament) am 30. September 1972 (NfCh 
30. September) und 23. Februar 1973 (NfCh 23. Fe-
bruar 1973) sowie andererseits das Kommunique 
zum Abschluß des Besuchs US-Präsident Nixons in 
Festlandchina vom 27. Februar 1972 (FAZ 28. Fe-
bruar).
8) allein im November 1972: 16. Luxemburg (Radio 
Peking 16. November, MD 17. November); 23. Ja-
maica (Hsinhua 23. November, MD 24. November); 
25. Zaire (Radio Kinshasa 25. November, MD 
29. November); am 27. brach Malaysia die diplo-
matischen Beziehungen zu Taipei ab, um sie spä-
ter zu Peking aufzunehmen (Radio Johannis-
burg 27. November, MD 29. November); 28. Tschad 
(Hsinhua 28. November, MD 30. November), der 
am 28. auch die Beziehungen zu Israel abbrach, 
(DIE WELT 30. November). Der Rat der Asiatischen 
und Pazifischen Staaten (ASPAC), der wichtigsten 
asiatischen Regionalorganisation, der Nationalchina 
(noch) angehört, soll aufgelöst werden, da drei Mit-
gliedstaaten diplomatische Beziehungen zu Peking 
aufgenommen und die zu Taipeh abgebrochen 
haben (Radio Japan 19. Februar 1973, MD 20. Fe-
bruar); Malaysia schied am 14. März 1973 aus; Ja-
pan erwägt die Schaffung einer neuen Organisa-
tion, welche Peking in eine regionale Zusammen-
arbeit einbeziehen dürfte (Radio Japan, 14. März 
1973, MD 15. März); vorerst werden die unterge-
ordneten Zentren, so das für Nahrungs- und Dünge-
mittel in Taiwan, aber Weiterarbeiten (JIJI Press 
1. Juni 1973, MD 5. Juni 1973.
9) NfCh 11. April und 31. Mai 1972.

Zwei Staaten in einer Nation

na — auch wegen der Wirtschaftskraft und 
Entw 10icklungshilfe )  — weniger isoliert, als 
die Abstimmung der UN über die „größere *



Realität" anzuzeigen scheint. Besonders die 
Staaten Südost- und Ostasiens sind für die 
Erhaltung eines chinesischen Gegengewichts: 
nur zwei stimmten gegen den US-Antrag, nur 
drei für den albanischen11 ). Indonesien nahm 
sogar mit Nationalchina, Südkorea, Kambod-
scha, Malaysia12 ), Thailand und den USA im 
Oktober 1972 in Seoul an einem einwöchigen 
Seminar über Guerillabekämpfung teil13 ), 
vielleicht angesichts der gesteigerten Kampf-
maßnahmen seiner Komm
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unistischen Partei 1)  

und der Spionage Pekings ). Sein Handel mit 
Nationalchina wuchs von 1967 bis 1972 von 12 
auf 80 Mio. US-Dollar; seit 1969 gibt es eine 
regelmäßige Fluglinie 16 ).

11) Auflistung s. in NZZ 27. Oktober 1971.
12) Kuala Lumpur soll Geheimkontakte zu Peking 
aufgenommen haben (PTI/Indische Nachrichten-
agentur 17. November 1972, MD 30. November, Ra-
dio Kuala Lumpur 11. Dezember 1972, MD 20. De-
zember 1972).
13) ANTARA/Indonesische Nachrichtenagentur 
26. Oktober 1972, MD 27. Oktober; zur pro-natio-
nalchinesischen Haltung s. a. ANTARA 27. Okto-
ber 1971 und Radio Kinshasa 26. Oktober 1971, 
beide in MD 28. Oktober.
14) ANTARA 20. November 1972, MD 21. Novem-
ber.
15) Radio Djakarta 17. November 1972, MD 28. No-
vember 1972.
16) NfCh 26. Juli 1972.
17) Vgl. etwa Radio Lagos/Nigeria 4. August 1971, 
MD 5. August 1971.
18) Erklärungen UN-Botschafters Liu Chieh in der 
Vollversammlung am 25. Oktober 1971 (NfCh 
25. Oktober) und des Außenministeriums vom 
30. April 1971 (NfCh 1. Mai 1971).
19) Erste Regierungserklärung am 30. Mai 1972 
(NfCh 30. Mai 1972); das gilt auch für den Jahres-
rückblick 1972 Chiang Kai-sheks (NfCh 30. Dezem-
ber 1972); s. a. das Interview Chiang Ching-kuos 
mit UPI am 22. Januar 1973 (NfCh 22. Januar) und 
Regierungserklärungen vom 1. u. 23. Februar 1973 
(NfCh 2. u. 23. Februar 1973).

20) Erstmals ausdrücklich so Miao Pei-chi, Direk-
tor der Europaabteilung des Außenministeriums, 
am 12. Oktober 1972 gegenüber dem Korrespon-
denten der SZ (SZ 13. Oktober 1972).
21) Regierungserklärung Chiang Ching-kuos vom 
30. September 1972.
22) Im einzelnen Dr. Sun Yat-sen (Gründer der 
Republik China am 10. Oktober 1911), San Min 
Chu I, The Three Principles of the People, Taipei 
o.J.
23) Constitution of the Republic of China, Taipei 
1959.
24) Noch im Herbst 1958 etwa meinte der damali-
ge CDU-Bundestagsabgeordnete und Herausgeber 
der DIE ZEIT, Gerd Bucerius, auf einer Tagung 
der Jungen Union im Haus Rissen (Hamburg), 
vernünftigerweise solle Taiwan den Kommunisten 
übergeben werden.

Viele Staaten waren zur Zwei-China-Lösung 
in der UNO bereit17 ), stießen aber auf den 
Widerstand auch der Nationalregierung18 ). 
Seit dem Amtsantritt von Premierminister 
Chiang Ching-kuo — ältester Sohn und mut-
maßlicher Nachfolger Chiang Kai-sheks — 
am 30. Mai 1972 ist insoweit eine Änderung 
ei
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ngetreten, denn es fehlt seither jeder Hin-
weis auf die Ablehnung einer solchen Poli-
tik ).
Taipei geht heute aus von der Existenz zwei-
er staatlich organisierter antagonistischer Ge-
sellschaftsordnungen in der einen Nation 
China, deren Beziehungen zu Drittstaaten auf 
verschiedenen Ebenen unterhalten werden. 
Denn nach den Regeln des Völkerrechts gebe 
es in China derzeit zwei Regierungen, da Tai-

pei wie Peking über ein Gebiet mit eigener 
Bevölkerung die effektive Kontrolle ausüben, 
ohne daß der eine das Territorium des ande-
ren kontrollieren könne20 ). Unumstößliche 
Grundsätze der Außenpolitik sind daher 21 ): 
— laut Artikel 1 der Verfassung vom 25. De-

zember 1947 ist die Republik China, grün-
dend auf den von Sun Yat-sen erarbeite-
ten drei Volksprinzipien — Nationalstaat, 
Demokratie, Volkswohlfahrt22 ) —, eine 
demokratische Republik des ganzen Vol-
kes, vom Volk für das Volk regiert23 );

— die antikommunistische nationale Wieder-
vereinigung;

— die Parteinahme für die demokratischen 
Länder, der Wille und die Pflicht, Gerech-
tigkeit und Frieden in der Welt zu erhal-
ten;

— keine Kompromisse mit den Kommunisten 
zu schließen.

Der kompromißlose Alleinvertretungsan-
spruch sollte der Nationalregierung nach der 
Flucht in die unterentwickelte Inselprovinz 
Taiwan die Stabilisierung ihrer Herrschaft 
auf dem Restterritorium ermöglichen24 ). Der 
Korea-Krieg (1950—1953), die Wirren auf 
dem Festland nach dem „Großen Sprung nach 
vorn" (1959—1962) und in der „Großen Prole-
tarischen Kulturrevolution" (1966—1969) ga-
ben ihr die Zeit dazu. Die schnell wachsende 
weltpolitische Bedeutung Festlandchinas 
nach dessen außenpolitischer Öffnung und 
der ungeheure Größenunterschied mußten 
Taipei aber bei konsequenter Fortführung 
dieser Politik in die völlige Isolation brin-
gen.
Der Umschwung der nationalchinesischen 
Außenpolitik nach dem Amtsantritt Chiang 
Ching-kuos kam zu spät, um den Austritt aus 
der UNO zu verhindern. Die Eile, mit der Pe-



king möglichst viele Staaten auf seine Ver-
sion der Ein-China-Politik festlegen will, 
schließt zudem aus, daß Taipei seine Kontak-
te auf die Staaten beschränkt, zu denen di-
plomatische Beziehungen bestehen.
Zwar beendet die Nationalregierung noch 
heute die diplomatischen Bez

25

iehungen zu je-
dem Land, das Peking anerkennt. Sie werden 
seit 1971 aber oft nur „suspendiert" ) oder 
die Botschaft wird geschlossen26). In weni-
gen Fällen, so bei Japan, werden die Bezie-
hungen formell abgebrochen27 ). Zunehmend 
werden jedoch unter der diplomatischen Ebe-
ne neue Formen der Auslandsvertretung auf-
gebaut28 ), ganz gleich ob die Länder Bezie-
hungen zu Peking haben oder nicht.

25) So zur Türkei, dem Iran und Belgien (NfCh 
5. und 17. August und 26. Oktober 1971).
26) So in Mexiko, Ekuador, Togo, Jamaika und Spa-
nien (NfCh 18. und 19. November 1971, 5. Oktober 
und 2. November 1972, 12. März 1973); die Botschaft 
im Tschad wurde am 27. Dezember 1972 geschlos-
sen, fast einen Monat, nachdem dieser Peking am 
28. November anerkannt hatte (NfCh 27. Dezember 
1972).
27) NfCh 29. September, 22. Dezember 1972; zu Da-
homey wurden die Beziehungen abgebrochen und 
die Botschaft in Cotonou neun Tage nach Aner-
kennung Pekings geschlossen (NfCh 27. Januar 
1973), ebenso zu Australien und Neuseeland.
28) Vgl. die Regierungserklärungen von Vizepräsi-
dent und Premierminister Yen Chia-kan am 7. und 
18. Februar 1972 (NfCh 7. und 18. Februar) sowie 
von Premierminister Chiang Ching-kuo am 30. Sep-
tember 1972.
29) NfCh 26. Februar 1972.
30) NfCh 2. Mai 1972.

31) Bangkok Post 26. März 1973, MD 6. April 1973; 
The Nation, Bangkok, 2. April 1973, MD 30. April 
1973; Radio Bangkok 23. März 1973, MD 29. März 
1973.
32) NfCh 18. November 1971.
33) NfCh 27. April 1972.
34) NfCh 9. März 1972.
35) NfCh 3. Mai 1972.
36) NfCh 1. Juni 1972.
37) Schriftliche Antwort der Regierung an den 
Abgeordneten Wu Wang-chi am 14. Dezember 1972 
(NfCh 15. Dezember 1972).
38) NfCh 6. März 1973.

In Taipei entstanden dafür ein interministe-
rieller Ausschuß zur Abwicklung der Han-
dels- und Wirtschaftsbeziehungen sowie im 
Handelsministerium fünf Regionalabteilungen 
zur Förderung des Handels mit den Ländern, 
zu denen keine diplomatischen Beziehungen 
bestehen 29 ).
Die bisher wichtigste Entwicklung war der 
Vertrag mit dem Senegal am 1. Mai 1972 über 
die Errichtung des Büros für wirtschaftliche 
und technische Zusammenarbeit. Ausdrück-
lich ersetzt es die im Dezember 1971 nach 
der Anerkennung Pekings durch Dakar ge-
schlossene Botschaft30 ). Das Umgekehrte 
könnte sich in Thailand ergeben. Dieses will 
Beziehungen zu beiden chinesischen Regierun-
gen. Es denkt zunächst an ein Büro Pekings 
bei der ECAFE in Bangkok und ein thailändi-
sches Verbindungsbüro in Peking, ohne die 
diplomatischen Beziehungen mit Taipei abzu-
brechen. Außerdem sollen Handelsbeziehun-
gen zu Peking hergestellt werden. Sogar Süd-

korea hat offensichtlich seine Bereitschaft zu 
Gesprächen mit Peking über den Festland-
sockel erklärt — unter Beibehaltung der engen 
Beziehungen zu Taipei — und ist an der Auf-
nahme von Handelsbeziehungen als erstem 
Schritt zur endgültigen Verbesserung der Ge-
samtbeziehungen interessiert 31 ).

Die anderen Büros haben zumeist offiziösen 
Charakter. So gibt es Niederlassungen des 
Regierungsinformationsamts unter anderem in 
Bonn und London sowie ein Tourismusbüro 
für zunächst ganz Europa in Frankfurt/ 
Main32 ). Hier unterhält der dem Rat für In-
ternationale Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung unterstehende Central Trust 
of China seit 1963 das China Trade and Pro-
ductivity Center. Im April 1972 wurde ein of-
fizielles CIECD-Büro eingerichtet; ähnliche

33

 
Büros gibt es in den Niederlanden, Italien 
und Spanien ).

Am 7. März 1972 wurde in Brüssel das Büro 
des Far East Trade Service eröffnet34 ), das 
im Mai 1972 Nationalchinas Teilnahme an 
der Brüsseler Internationalen Messe organi-
sierte35 ). Ähnlichen Zwecken dient das seit 
dem 1. Juli 1972 in Singapur bestehende Aus-
stellungs- und Dienstleistungszentrum36 ). 
Als Ersatz für die nach der Anerkennung Pe-
kings durch Argentinien geschlossene Bot-
schaft wurde am 15. August 1972 in Buenos 
Aires ein Handelsbüro eingerichtet 37 ).

Die privaten (non-government) Organisatio-
nen wurden aufgefordert, an möglichst vielen 
internationalen Maßnahmen teilzunehmen zur 
Förderung der Diplomatie von Volk zu Volk. 
So gründeten am 21. März 1973 zweihundert 
Delegierte aus Hongkong, Indonesien, Japan, 
Malaysia, den Philippinen, Singapur, Süd-
korea, Thailand und Nationalchina die Asian 
Small Business League (ASBL). Taipei wird 
Sitz eines Asiatischen Handelszentrums dieser 
ASBL werden38 ).



Nationalchinas Beziehungen zu Japan

Auch zu Japan wurden die Kontakte nach 
der Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
mit Peking am 29. September 1972 nicht 
völlig abgebrochen. Am 7. November erklärte 
Außenminister Masayoshi Ohira, Tokio und 
Taipei seien übereingekommen, eine Ver-
bindungsstelle für Handels- und andere in-
offizielle Kontakte aufrechtzuerhalten; Pe-
king habe dem stillschweigend zuge-
stimmt39 ). Noch heute arbeiten im übrigen 
beide Regierungen mit denen der Philippinen, 
Südkoreas, Südvietnams und Thailands sowie 
der US Agency for International Development 
in Asian Vegetable Research and Develop-
ment Center in Shanhua (Taiwan) zusammen. 
Am 1. Dezember 1972 wurde von Industriel-
len und anderen namhaften Personen des öf-
fentlichen Lebens beider Länder unter der 
Präsidentschaft von Taizo Horikoshi in Tokio 
die Japan-Republic of China-Interchange-As-
sociation (JROCIA), die Koryu Kyokai, ge-
gründet. Sie soll Handels- und Konsulardien-
ste wahrnehmen40 ). Leiter des Büros in Tai-
pei ist Osamu Itagakis, der bis zum März 
1971 der zunächst vorletzte Chef der dort am 
1. Oktober 1952 eröffneten japanischen Bot-
schaft war41 ); ein weiteres Büro soll in Kao-
shiung errichtet werden42 ).

39) Radio Japan 7. November 1972, MD 7. Novem-
ber 1972.
40) DIE WELT 29. November 1972, Radio Japan 
4. Dezember 1972, MD 5. Dezember 1972; s. a. Wulf 
Küster, Durch die Hintertür nach Taipeh, Rhei-
bischer Merkur 9. Februar 1973.
41) NfCh 1. Dezember 1972.
42) NfCh 27. Dezember 1972.
43) NfCh 4. Dezember 1972.
44) NfCh 8. Januar 1973.
45) NfCh 27. Dezember 1972.

46) Rheinischer Merkur 9. Februar 1973.
47) Radio Japan 1. Dezember 1972, MD 4. Dezem-
ber 1972.
48) NZZ 8. November 1972.
49) NfCh 18. Januar 1973, 19. Dezember 1972.
50) Radio Japan 15. März 1973, MD 16. März 1973.
51) Steigerungsrate des Außenhandels nrit National-
china 1972 20 %, JIJI Press, 22. Februar 1973, MD

Parallel dazu entstand am 2. Dezember 1972 
auf Initiative von Geschäfts- und Industrie-
kreisen in Taipei eine sino-japanische Verei-
nigung mit entsprechenden Funktionen, die 
East Asia Relations Association, unter der 
Führung von Mah Soo-lay; sie wird Zweigbü-
ros in Tokio, Osaka und Fukuoka erhal-
ten43 ). Schon in den ersten drei Tagen nach 
der Eröffnung am 4. Januar 1973 stellte das 
EARA-Büro in Tokio über tausend Visa 
aus 44 ).
Beide Büros haben am 26. Dezember 1972 ei-
nen Kooperationsvertrag zur Förderung der 
wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen 
abgeschlossen45 ). Weitere Verträge über Fra-
gen des Handels, der Schiffahrt, Fischerei 

und technischer 
46

Kooperation stehen be-
vor ).

Wie schon früher bis Ende September 1972 
das „Memorandum-Handelsbüro", das bis zur 
Aufnahme der diplomatischen Beziehungen 
Tokios zu Peking der Aufrechterhaltung der 
inoffiziellen Kontakte Japans zu Festlandchi-
na diente, wird die JROCIA unter dem Dach 
der Ministerien für Außeres, für Industrie 
und Handel sowie der staatlichen Außenhan-
delsgesellschaft aus öffentlichen Mitteln fi-
nanziert und ist mit „ausgeliehenen" öffentli-
chen Bediensteten besetzt, unter ihnen der 
Leiter der JROCIA, Osamu Takahashi, aus 
dem Industrie- und Handelsministerium.
Demnächst soll in Tokio eine nationalchinesi-
sche Handelsmission eröffnet werden47 ); 
schon im Sommer 1972 war eine Filiale des 
Far East Trade Service Center gegründet 
worden48 ). Außerdem entsteht in Tokio zur 
Aufrechterhaltung der kulturellen Beziehun-
gen für Wissenschaftler und Politiker die 
Sino-Japanese Cultural Interchange Associa-
tion49 ). Daneben bestehen weitere Verbände, 
so die Organisation for Industrial, Spiritual 
and Cultural Association (OISCA-Internatio-
nal) unter Hidezo Inaba, die neben der Nie-
derlassung in Taipei solche in Bangladesh, 
Ceylon, Indien, Indonesien, den Philippinen 
und Singapur unterhält50 ). Am 14. März 1973 
entstand in Tokio die Japanisch-Nationalchine-
sische Parlamentarische Vereinigung mit 132 
der 287 Unterhausabgeordneten der regie-
renden Liberaldemokratischen Partei, die zur 
Beibehaltung und Förderung der freundschaft-
lichen Beziehungen und zur Kooperation zwi-
schen den beiden Staaten beitragen soll.
Für Tokio ist bei der Herstellung dieser viel-
fältigen Beziehungen entscheidend, daß das 
Handelsvolumen mit Nationalchina in den er-
sten zehn Monaten 1972 mit 1,117 Mill. US-
Dollar und einem Exportüberschuß von 517 
Mio. US-Dollar das mit Festlandchina von 
1971 von 901 Mio. US-Dollar weit übertraf, 
weiter steigt und sich kaum vermindern 
wird51 ). Wirtschaftliche Überlegungen be-



stimmen daher auch die Verhandlungen mit 
Peking über Wirtschafts- und Verkehrsfragen 
einschließlich eines Luftfahrtabkommens: die 
Fluglinie der Japan Air Lines nach Taipei, 
das 37mal pro Woche angeflogen wird (Passa-
gieraufkommen rund tausend pro Tag), ist 
die lukrativste Japans und kann durch Flüge 

nach Festlandchina nicht aufgewogen wer-
den52 ). Da sie laut Mitteilung von Außen-
minister Ohira an das japanische Kabinett 
vom 20. März 1973 beibehalten werden soll, 
was Peking nicht wünscht, wurden die Ge-
spräche am 2. Mai 1973 auf zunächst unbe-
stimmte Zeit vertagt53 ).

23. Februar 1973; NZZ 22. April 1973; im ersten 
Vierteljahr 1973 betrug der Außenhandel bereits 
401 Millionen US-Dollar mit einem Exportüberschuß 
Japans von 113 Millionen US-Dollar, NfCh 3. Mai 
1973.
52) Radio Japan 15 und 27. November 1972, MD 
16. und 28. November 1972.
53) Radio Japan 2. Mai 1973, MD 4. Mai 1973.
54) Schriftliche Antwort der Regierung an den 
Abgeordneten Cheng Lieh am 14. Dezember 1972 
(NfCh 15. Dezember 1972).
55) Erklärung des Regierungsinformationsamts am 
6. März 1972 (NfCh 6. März 1972).
56) „Die australische Regierung anerkennt die Re-
gierung der Volksrepublik China als einzige lega-
le Regierung Chinas und nimmt die, Auffassung 
der chinesischen Regierung zur Kenntnis, daß Tai-
wan eine Provinz der' Volksrepublik China ist, 
und hat beschlossen, ihre offizielle Vertretung 
aus Taiwan vor dem 25. Januar 1973 abzuziehen." 
NfCh 22. Dezember 1972.
57) NZZ 8. Dezember 1972.
58) Von 4,08 auf 5,77 Mill. US-Dollar (1960: 0,4, 
1963: 0,7, 1965: 1,0 1967: 1,5, 1968: 1,8, 1970: 3 
Mill. US-Dollar), Exportüberschuß 260 Mio. US-
Dollar (NfCh 28. Dezember 1972); Devisenreserven 
1,5 Mill. US-Dollar (NfCh 16. November 1972); Au-

ßenhandel Festlandchinas 4,7 Mill. US-Dollar (Ex-
port 2,4, Import 2,3 Mill. US-Dollar); vgl. Frank-
furter Rundschau (fortan FR) 10. Januar 1973.
59) NfCh 27. Juni 1972; s. a. a. a. O. 27. Januar, 
4. und 26. Mai 1972.
59 a)NfCh 25. April, 8. Mai 1973.
60) NfCh 12. Oktober 1972.
61) NfCh 27. Janaur 1972.
62) NfCh 4. Januar 1973.
63) Gesamtinvestitionen 1960/71 800 Mio. US-Dol-
lar (NfCh 29. November 1972), davon von Aus-
landchinesen bis September 1970 216 Mio. US-Dol-
lar (NfCh 13. November 1972).
64) NfCh 27. Dezember 1971, 25. Januar 1972.
65) NfCh 6. und 13. Dezember 1972. Davon von 
Auslandchinesen 25 Mio. US-Dollar (1971: 37 
Mio. US-Dollar), NfCh 11. Januar 1973.
66) NfCh 7. November 1972; so gab die US-Export-
Import-Bank der Taiwan-Power-Company am
15. Dezember 1972 einen Kredit von 34,56 Mio US-
Dollar für ein Wärmekraftwerk (NfCh 15. Dezem-

Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen zur ganzen Welt

Die Handelsbeziehungen zur ganzen Welt 
werden intensiviert, Investitionen aus allen 
Ländern gefördert, solange sie der Wirtschaft 
nützen54 ). Handels- und Investitionsbe-
schränkungen gibt es daher auch nicht für 
nicht-kommunistische Staaten, zu denen kei-
ne diplomatischen Beziehungen bestehen oder 
die solche zu Peking haben 55 ).
Deshalb bahnt sich auch in den Beziehungen 
zu Australien eine ähnliche Entwicklung an 
wie im Falle Japans. Nach der Amtsübernah-
me des neuen Labour-Premierministers 
Edward Gough Whitlam nahm Canberra am 
22. Dezember 1972 diplomatische Beziehungen 
zu Peking auf; dabei übernahm es voll den 
Anspruch der Sinokommunisten auf Tai-
wan56 ). Dennoch will es nicht-offizielle Han-
delsbeziehungen zu Taipei weiter unterhal-
ten 57 ).
Das Außenhandelsvolumen Nationalchinas ist 
seit 1972 größer als das Festlandchinas und 
wuchs 1971/72 um 48,2%; zu 82% umfas-
sen die Exporte Industrieprodukte58 ), auch 

zur Bundesrepublik 59),  deren drittgrößter asia-
tischer Lieferant nach Japan und Hongkong es 
seit 1972 mit Exporten von DM 412 955 000 ist. 
Im ersten Vierteljahr 1973 wuchs das Außen-
handelsvolumen um 31,1 % auf US-Dollar 1 439 
Mio; für 1973 wird mit insgesamt US-Dollar 
8 430 Mio. und einem Exportüberschuß von 
US-Dollar 490 Mi ao. gerechnet 59 ).
In der Liste der Welthandelsländer stand Na-
tionalchina 1971 an 26., 1972 an 19. Stelle60 ). 
Auch Staaten, die erst kürzlich Botschafter mit 
Peking ausgetauscht haben, nahmen am Boom 
teil. So stieg Kanadas Außenhandel 1971 um 
87,5% auf 132 Mio. US-Dollar bei einem Ex-
portüberschuß Nationalchinas von 100 Mio. 
US-Dollar61 ); am 3. Januar 1973 wurde der 
von Kanada gelieferte größte Atomreaktor in 
Taiwan im Institut für Kernenergie der Atom-
Energie-Kommission „kritisch" 62 ).
Die Auslandsinvestitionen 63 ) gingen nach 
dem Austritt aus der UNO nicht zurück, die 
Kapitalflucht blieb aus. Mit 163 Mio. US-Dol-
lar und einem Zuwachs von 27 % erreichten 
sie 1971 einen Höchststand 64 ). 1972 waren es 
zwar nur 130 Mio. US-Dollar ), die Kredite 
der Entwicklungsbanken stiegen dafür aber 
schon bis Oktober um 326 Mio. US-Dollar66 ).



Für 1973 sind für den Bau einer Goßwerft 
für Tanker bis zu 130 000 tdw in Kaoshiung 
allein 100 Mio. US-Dollar von britischen In-
vestoren vorgesehen67 ). Von drei liberiani-
schen und einer US-amerikanischen Firma 
werden 1973 in die China Shipbuilding Cor-
poration in Kaoshiung 12,375 Mio. US-Dollar 
investiert; weitere 15,125 Mio. US-Dollar inve-
stiert die Regierung. Schon 1975 soll unter an-
derem der erste von zehn 360 000 tdw-Groß-
tankern abgeliefert werden.

70) NfCh 13. Dezember 1972.
71) 1972: 580 033 (1971: 536 000), davon Japaner 
277 704, Auslandchinesen 90 318 (NfCh 8. Januar 
1973); im ersten Vierteljahr 1973: 169 095 (Zuwachs 

7,1 °/o), davon Japaner 94 209 (Rückgang 7,5 °/o), 
Auslandschinesen 24 388 (NfCh 16. April 1973). 
Tourismus ist der viertgrößte Devisenbringer 
(NfCh 28. April 1973).
72) NfCh 2. November 1971.
73) SZ 31. Juli 1972, NZZ 9. November 1972.
74) NfCh 7. März 1972.
75) Handelsblatt, Düsseldorf 14. März 1972.
76) NfCh 30. April 1973.
77) IFA 2. November 1972.

Nach vorübergehender Zurückhaltung um die 
Jahreswende 1971/72 nahmen die Japaner 
den Handel und die Investitionen bald wieder 
auf68 ). Die Nationalregierung versucht aller-
dings, die starke Abhängigkeit von den Japa-
nern abzubauen und schränkt vor allem die 
Importe von Investitionsgütern von dorther 
ein69 ). Vor allem der Handel mit den USA, 
Kanada und Europa — hier bestehen in der 
Regel positive Handelsbilanzen — soll ver-
stärkt werden. Mit insgesamt 115 Mio. US-
Dollar überstiegen die westeuropäischen In-
vestitionen schon Anfang 1973 die Japans von 
110 Mio. US-Dollar. Mit einer Verdoppelung 
des Westeuropahandels von 1972 (563 Mio. 
US-Dollar) wird bis 1977 gerechnet. Dem 
diente auch die zweite Europäische Industrie-
Maschinen-Ausstellung vom 21. Februar bis 
5. März 1973 in Taipei; daran nahmen 46 Fir-
men teil, aus der Bundesrepublik unter ande-
rem AEG, Telefunken, DEMAG und Klöckner-
Humboldt-Deutz 69a).

ber 1972); einen weiteren Kredit erhielt die Tai-
power von dieser Bank am 16. Oktober 1972 über 
173 Mio. US-Dollar (NfCh 16. Oktober 1972); ins-
gesamt erhielt Nationalchina von der Export-Imp-
ort-Bank 1972 385 Mio. US-Dollar (Japan 532, Iran 
235, Australien 213, Malaysia 42, Philippinen 30, 
Singapur 26 Mio. US-Dollar); vgl. NfCh 3. Oktober 
1972.
67) NfCh 6. Dezember 1972
68) So erhielt Mitsubishi Heavy Industries von der 
japanischen Export-Import-Bank einen Kredit von 
50 Mio. US-Dollar für die Beteiligung am Bau des 
Kernkraftwerks in Nord-Taiwan, NfCh 15. Juni 
1972; der Auftrag wurde im Januar 1973 rückgän-
gig gemacht, da nach dem Bruch der diplomati-
schen Beziehungen zu Tokio die Handelsströme 
umgelenkt und zweitens entsprechende Lieferun-
gen aus den USA besser und preiswerter seien, 
CIS 25. Januar 1973, MD 9. Februar.
60) Investitionsgüterimporte aus Japan sollen auf 
20 000 US-Dollar je Auftrag beschränkt werden. 
Deshalb wurde etwa der Stahlplattenimport, von 
dessen Gesamtvolumen von 52,65 Mio. US-Dollar 
Japan 1971 97 u/o geliefert hat (1970; 94 %), stark auf 
Australien verlagert, NfCh 6. November 1972.
69a) NfCh 21. Februar, 23. Februar, 1. März und 
17. April 1973.

Auch die japanischen Touristen, die nach der 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen Pe-
kings zu Tokio am 29. September 1972 zu-
nächst auszubleiben schienen, kommen wie-
der so zahlreich wie früher 70 ) (1972 55 0/0 der 
rd. 580 000 ausländischen Besucher 71).

Die staatlichen österreichischen Stahlwerke 
VOEST vereinbarten am 2. November 1971 
mit der staatlichen China Steel Corporation 
unter Beteiligung des nationalchinesischen 
Wirtschaftsministeriums den Bau und die Fi-
nanzierung des ersten Stahlwerks mit einer 
Jahreskapazität von 1,3 Mio. Tonnen in Tai-
wan72 ), obwohl Wien am 27. Mai 1971 diplo-
matische Beziehungen zu Peking hergestellt 
und am 30. Juli und 25. Oktober 1972 Han-
delsverträge abgeschlossen hat73 ).

Den Auftrag mit einem Volumen von 66 Mio. 
US-Dollar sollte schon 1965 der deutsche 
Klöckner-Konzern erhalten. Bonn lehnte aber 
eine Hermes-Bürgschaft ab, die 1966 die DE-
MAG für ein Kaltwalzstahlwerk in Festland-
china erhielt. Wird es bei den Investitionen 
für das Kernkraftwerk in Nord-Taiwan 74)  
ähnlich sein, da Außenminister Scheel am 
13. März 1972 Hermes-Bürgschaften für Tai-
wan ausschloß?75 )-

Ford beschloß am 21. November 1972, 36,3 
Mio. US-Dollar in eine Kfz-Montage-Fabrik 
für vier verschiedene Modelle zu investieren; 
die Kraftwagen sollen auch in andere asiati-
sche Länder exportiert werden 76 ). Damit wer-
den die Japaner verdrängt, die seit Beginn 
der sechziger Jahre aufgrund eines Vertrages 
mit der Yue Long Motor Corporation Datsuns 
montieren. Nach Vorgesprächen Anfang 1972 
will auch VW ein Zweigwerk errichten, das 
1975 mit der Produktion beginnen soll 77 ).



Nationalchinas Verhältnis zu den USA

Von den wichtigen Staaten unterhalten nur 
noch die USA diplomatische Beziehungen zu 
Taipei. Das ist zugleich das Haupthindernis 
der Annäherung an Peking: die USA sollen 
ihre Truppen aus Taiwan zurückziehen und 
Taiwan aus dem Schutz der 7. Flotte entlassen. 
Dann soll Taiwan, wie auch immer, „befreit" 
werden.
Obwohl die USA noch 1971 in der UNO eine 
Zwei-China-Politik betrieben und im April 
1971 Taiwans Status ungeklärt nannten78 ), 
erklären sie nun, es gehöre nach Meinung al-
ler Chinesen zu China, es gebe nur ein Chi-
na, die Taiwan-Frage müsse als inneres Pro-
blem in direkten Verhandlungen Pekings m

79

it 
Taipei gelöst werden; und sie verpflichten sich 
grundsätzlich zum stufenweisen Truppenab-
zug nach Abbau der innerchinesischen Span-
nungen ).

78) Am 28. April 1971 erklärte Charles Bray, Pres-
sesprecher im Außenministerium, die Souveränität 
über Taiwan sei ungeklärt; es müsse dafür noch 
eine internationale Regelung gefunden werden 
(NfCh 1. Mai 1971).

79) Abschlußkommunique zum Nixon-Besuch in 
Festlandchina; das japanische Verteidigungsamt 
nannte Ende 1972 in einem Geheimpapier über die 
strategische Lage in Asien die Taiwan-Straße ei-
nen potentiellen Spannungsherd (MTI/Ungarische 
Nachrichtenagentur 2. Dezember 1971, MD 5. De-
zember 1971).

80) NfCh 10. August 1971.
81) NfCh 29. Oktober 1971.
82) NfCh 29. Januar 1972.
83) NfCh 16. August 1971.
83 a) NfCh 12. Mai 1973.
84) Sechs Großbanken sind derzeit in Taipei: die 
Chase Manhatan  Bank, die Bank of America, die 
First National City Bank of New York, die Ameri-
can Express, die Continental Illinois Bank of Chi-
cago und Irving Trust of New York; die Chemical 
Bank of New York und die Bank Trust Company 
of New York werden 1973 folgen (NfCh 23. März 
1973); s. a. Anm. 76. Die Subvention von weite-
ren 125 Mio. US-Dollar wurde am 27. Februar 1973 
vereinbart (NfCh 28. Februar 1973).
85) NfCh 6. Dezember 1972; Exportüberschuß Na-
tionalchinas 288,7 Mio. US-Dollar (NfCh 6. Fe-
bruar 1973).

Nixon veränderte die China-Politik der USA 
grundlegend durch die Inaussichtnahme eines 
Disengagements gegenüber Nationalchina. 
Das US-Engagement dient heute vor allem 
zur Verhinderung einer gewaltsamen Lösung 
und erscheint so als Einmischung in den chi-
nesischen Bürgerkrieg. Das war völkerrecht-
lich vertretbar, solange die Nationalregierung 
als (eine) legale Regierung Chinas anerkannt 
wurde. Jetzt ist es ein Verstoß gegen die fünf 
Prinzipien von Bandung, auf die im Ab-
schlußkommunique zum Nixon-Besuch Bezug 
genommen wurde.
Peking scheint bereit, die partielle Sonder-
verbindung der USA zu Taipei vorerst hinzu-
nehmen. Sein Ziel ist aber das totale Disen-
gagement der USA und das Ende des sino-
amerikanischen Beistandspakts vom 2. De-
zember 1954. Der aber hat für Nationalchina 
schon viel Gewicht verloren, wenn National-
china offiziell geraten wird, sich mit seinem 
Hauptfeind zu arrangieren.
Nixon wird vorgeworfen, er habe ohne Ge-
genleistung einseitige Konzessionen gemacht: 

Taiwan sei de jure (rot)chinesisches Gebiet, 
nur die Modalitäten der „Befreiung" seien of-
fen. Der Widerstand dagegen kommt nicht 
nur von rechten Republikanern. Schon im 
August 1971 lehnte der Vorstand der Ameri-
can Federation of Labor — Congress of Indu-
strial Organizations mit 24 zu 4 Stimmen Pe-
kings Aufnahme in die UNO ab80 ). Am 
29. Oktober 1971 wies dann der Senat die 
Aufhebung der Formosa-Resolution vom Ja-
nuar 1955 mit 43 zu 40 Stimmen zurück, die 
Quemoy und Matsu in den Beistandspakt von 
1954 einschloß 81 ).
Der (demokratische) Sprecher des Repräsen-
tantenhauses Carl Albert erklärte zuletzt im 
Januar 1972, er werde Taiwans Aufgabe nicht 
dulden82 ). Schon im August 1971 hatte er mit 
52 (der 435) Abgeordneten in Taipei die Na-
tionalregierung seiner Unterstützung versi-
chert83 ). Vielleicht hat Peking ihn darum 
nicht mit seinem Stellvertreter Hale Boggs, 
dem Fraktionsvorsitzenden im Senat und dem 
de

a

r Republikaner im Repräsentantenhaus, 
eingeladen. Bis zum 11. Mai 1973 erklärten 
49 Mitglieder des Repräsentantenhauses bei-
der Parteien sich für die weitere Unterstützung 
Taipeis, das nicht den Beziehungen zu Peking 
geopfert werden dürfe 83).
Eine zusätzliche politische Lebensversiche-
rung sind auch die großen US-Investitio-
nen, deren klarster Beweis die rasche Zu-
nahme von Filialen von Großbanken ist84 ), 
und der sino-amerikanische Handel. 1972 er-
reichte er mit 2 094 Mio. US-Dollar das Zehn-
fache dessen mit der Sowjetunion; in Taipei 
soll daher das dritte US-Handelszentrum in 
Asien nach denen in Tokio und Bangkok er-
richtet werden85 ).



Nixons Anhänger meinen, Peking wolle nur 
eine US-Hilfe für ein unabhängiges Taiwan 
verhindern. Die USA würden eine „Befrei-
ung" aber nicht dulden, hätten sie doch
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 oft, 
zumal in Vietnam, für das Selbstbestim-
mungsrecht gekämpft. Dem wird derzeit wei-
teres Gewicht verliehen, verbal )  und durch 
die Fortdauer der Patrouillen von Einheiten 
der 7. Flotte in der Taiwan-Straße , durch 
die Verlegung von Kampftruppen zu den bis-
her rund 8 900 Mann Logistik-Truppen87). Das 
US-Außenministerium gab außerdem am 
12. Februar 1973 bekannt, daß Nationalchina 
und die USA die Montage von Northrop F 5 E 
Düsenjägern (Freedom Fighters) in Taiwan 
vereinbart haben. Zur gleichen Zeit kehrte 
Henry Kissinger aus Peking zurück.

86)  Erklärung des US-Außenministeriums am 
27. November 1972 (NfCh 28. November 1972), US-
Außenminister William Rogers am 16. Februar
1973 (NfCh 16. Februar 1973) und Präsident Nixons
gegenüber Vizepräsident Yen Chia-kan am 6. Ja-
nuar 1973 (NfCh 6. Januar 1973).
87) Anfang November 1972 wurde die 18th Tacti-
cal Fighter Wing mit 36 Phantom-Düsenjägern, 
100 Piloten und 900 Mann Bodenpersonal von
Okinawa nach Taiwan verlegt (NfCh 20. Novem-
ber 1972).
88) NfCh 7. März 1972.
89) Am 23. Juni 1954 wurden der mit Düsenjäger-
treibstoff beladene sowjetische Tanker „Tuapse" 
(heute „Kuai Chi" in der Nationalmarine), 1954 
der polnische Frachter „Prezydent Gottwald" und 
der polnische Tanker „Praca" aufgebracht (NAU-
TICUS 1962, S. 55).

90) Laut Auskunft des damaligen Leiters des 
Freichina-Informationsdienstes in Bad Godesberg, 
Doemou Guan, im Januar 1967.
91) Zu beidem: Nachrichtendienst „rsi", Bonn 
7. März 1972.
92) Marinerundschau, Frankfurt 1972, Heft 1/2, 
S. 125.
93) NZZ 27. März 1972.

Die neue Zwei-China-Politik Taipeis zwingt 
die USA zur Neuformulierung der heutigen 
Politik, denn die Prämissen des Kommuni-
ques von Shanghai sind nun falsch. Das Er-
gebnis steht noch aus, und es muß sich zei-

gen, ob es gegenüber Peking durchgehalten 
werden wird.
Es muß sich insbesondere zeigen, ob die — zu-
sätzlich zur nationalchinesischen Botschaft in 
Washington — vereinbarten Verbindungs-
büros in Peking und Washington, ständige Re-
gierungsdelegationen mit diplomatischem 
Rang, nicht nur Vorstufen zu Botschaften, son-
dern zu einer echten Doppelvertretung sind. 
Denn Chou En-lai erklärte am 27. Februar 1973 
vor einer japanischen Delegation, alles werde 
geregelt sein und man werde sich die Hände 
reichen können, „wenn die Amerikaner aner-
kennen, daß Taiwan eine chinesische Provinz 
ist". Hingegen ist die Erklärung Taipeis, diese 
Vereinbarung sei null und nichtig, kaum mehr 
als eine Pflichtübung. Wie kompromißbereit 
Peking bei eigenem, auch wirtschaftlichem 
Nutzen allerdings sein kann, beweisen seine 
langjährigen wirtschaftlichen Beziehungen 
— meist via Hongkong — zur Südafrika-
nischen Union.

Taipeis Verhältnis zu Osteuropa einschließlich der Sowjetunion

Am 7. März 1972 erklärte Außenminister 
Chow Shu-kai, der Austritt aus der UNO er-
laube der Nationalregierung, trotz der ideolo-
gischen Gegnerschaft zum Kommunismus, nun 
Beziehungen zu den Peking-feindlichen kom-
munistischen Ländern herzustellen88 ). Die 
Kontakte waren nie ganz abgebrochen wor-
den, trotz auch militärischer Zusammenstöße 
im Bürgerkrieg gegen die Kommunisten89 ). 
In der UNO verlief die Zusammenarbeit seit 
1951 reibungslos.
Die Kontakte wurden mit der Verschärfung 
des Moskau-Peking-Konflikts noch enger.

Schon Anfang der sechziger Jahre wollte die 
Rostocker Deutsche Seerederei den Linien-
dienst nach Keelung aufnehmen, was nur am 
Widerspruch der Nationalregierung scheiter-
te90 ). 1970 und 1971 kam als inoffizieller Bot-
schafter Moskaus der „Journalist" Victor Lou-
is zu Geheimgesprächen nach Taipei, denen 
Verhandlungen zur vertraglichen Regelung 
der Handelsbeziehungen folgen sollen; in 
Taipei wurde ein Büro der Aeroflot eröff-
net91 ) und in Kaoshiung werden sowjetische 
Schiffe verschrottet92 ). Anfang März 1972 be-
richtete „Nowoje Wremja" über die Nominie-
rung Chiang Kai-sheks zum Präsidentschafts-
kandidaten der Kuomintang und nannte sie 
„die herrschende Partei auf Taiwan" 93 ).

Am 5. März 1972 erlaubte die Nationalregie-
rung dann den ausländischen Investoren „we-
gen der veränderten Weltlage" ohne zusätzli-
che Zölle oder Steuern nach Osteuropa zu 



liefern; die Importbeschränkungen wurden 
aufgehoben 94).  Am 21. Februar 1972 erklärte 
der Direktor des Tourismusbüros im Ver-
kehrsministerium, Wellington Y. Tsao, Per-
sonen mit Visa osteuropäischer Staaten dürf-
ten nach Taiwan einreisen95). Seit dem 
1. August 1972 können Touristen aus allen 

94) Erklärung des Regierungsinformationsamts 
(NfCh 6. März 1972).
95) NfCh 22. Februar 1972; s. a. NfCh 27. Juni 
1972.
96) NfCh 1. August 1972.
97) CNA 14. Oktober 1972, MD 3. November 
1972.
98) Hauptgrundlage ist ein Bericht in Chen Wu
Pao, Hongkong, vom Juli 1962; s. dazu etwa Bre-
mer Nachrichten 11. März 1972, The Times, Lon-
don 26. Juli 1971, NZZ 4. August 1971.

Staaten die Insel mit Gruppenvisum besu-
chen, die der Republik China nicht feind-
li
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ch gesonnen sind; als feindlich gelten nur 
Festlandchina, Nordkorea und Nordviet-
nam ). Die übrigen Ostblockstaaten sind 
wie mehrere Länder der Dritten Welt „nicht-
befreundet" 97 ).

Wie alle Futurologie muß die Antwort speku-
lativ sein. Sicher aber ist Chi
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nas Wiederver-
einigung nicht durch Verhandlungen der heu-
tigen Machthaber zu erreichen. Immer wieder 
wird zwar von Geheimkontakten )  auch 
Chiang Ching-kuos geredet. Dazu trägt bei, 
daß Soong Ch’ing-ling, Schwägerin Chiang 
Kai-sheks, Vizepräsidentin in Peking ist. Die 
Gerüchte sind aber grundlos.

China solle ähnlich den alten Autonomie-
oder Suzeränitätsformen wiedervereinigt wer-
den, wie sie etwa bis 1911 zwischen den 
Manchu-Kaisern sowie der Mongolei und Ti-
bet bestanden. Taiwan soll mit den Pescado-
ren — aber ohne Quemoy und Matsu — eine 
autonome Region der Volksrepublik werden, 
welche die Außenbeziehungen wahrnimmt. Es 
erhält für zehn Jahre eine auf Provinzgröße 
verkleinerte, von den Kommunisten ausgerü-
stete und ausgebildete Armee. Sein Präsident, 
mit einem Revolutionskomitee und einer 
Koalitionsregierung aus Kommunisten und 
reorganisierter Kuomintang, wird Vizepräsi-
dent Volkschinas und stellvertretender Ar-
meebefehlshaber.

Bislang hat auch noch niemand zu erklären 
vermocht, welches Interesse die Verantwort-
lichen in Nationalchina haben könnten, ihre 
derzeitige Alleinentscheidungsmacht zugun-
sten einer wie immer gearteten, aber doch 
zweitrangigen Position im Rahmen der Volks-
republik aufzugeben, und warum die Men-
schen in Nationalchina ihren eindeutig höhe-
ren Lebensstandard für das bloße Gefühl 
„heim ins Reich" gefährden sollten.

Wiedervereinigung Chinas?

Die Nationalregierung lehnt Verhandlungen 
mit den Kommunisten kategorisch ab99) 
und hält deren Vereinbarungen mit Dritten 
— etwa den USA oder Japan 100)  — für null 
und nichtig. D

10

102

1

as Mißtrauen ist trotz oder 
vielleicht wegen mancher familiärer oder 
persönlicher Beziehungen zu groß. Das gilt 
zumal für einen Vorschlag, der fast ganz dem 
Status der Autonomen Region Tibet von 
1951 )  entspricht. Auch Versicherungen, 
die Festlandflüchtlinge würden bei freiwilli-
ger Heimkehr nicht diskriminiert ),  werden 
nicht geglaubt.

Die Kommunisten intensivieren dennoch ihre 
Bemühungen um Kontaktaufnahme zu den 
Chinesen in Taiwan. Diese sehnten sich nach 
dem Festland, da sie in einer n

103

ur vom Profit-
interesse weniger bestimmten Gesellschaft 
lebten; deren Menschenverachtung komme 
etwa in den schlechten und nur zu oft le-
bensgefährlichen Arbeitsbedingungen sowie 
der wachsenden Arbeitslosigkeit zum Aus-
druck; die Bauern seien hoch verschuldet, 
und viele junge Frauen würden zu Prostitu-
ierten erniedrigt ).

99) So Yen Chia-kan am 20. Dezember 1971 (NfCh 
21. Dezember 1971), Chiang Ching-kuo am 30. Sep-
tember 1972, am 25. Dezember 1972 vor der Natio-
nalversammlung (NfCh 26. Dezember) und im Inter-
view mit UPI am 22. Januar 1973.
100) Vgl. etwa die Erklärungen des Außenministe-
riums zum Besuch Nixons in Festlandchina vom 
17. und 25. Februar 1972 (NfCh 17. und 28. Februar 
1972) sowie der Nationalversammlung vom 2. Ok-
tober 1972, die Abmachungen Chou En-lais mit 
Premierminister Kakuei Tanaka seien null und 
nichtig (NfCh 2. Oktober 1972), und die Regie-
rungserklärung Chiang Ching-kuos vom 30. Sep-
tember 1972.
101) 17-Punkte Abkommen (sog. Autonomie-Ver-
trag) vom 27. Mai 1951 zwischen den Regierungen 
des kommunistischen China und Tibet, Text in: 
Erich Röper, Geteiltes China, S. 286 ff.
102) So Chou En-lai vor US-Journalisten Mitte 
Juni 1971 (The Times, London 23. Juni 1971).
103) Die Landsleute in Taiwan sehnen sich nach 
dem Festland, Hsinhua 2. Februar 1973, MD 6. Fe-
bruar 1973.



Weil den chinesischen Landsleuten in Tai-
wan die erfolgreiche innen- und außenpoliti-
sche Entwicklung auf dem Festland bekannt 
sei und zugleich Taiwans Befreiung
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 und Ver-
einigung mit dem Mutterland von der Bevöl-
kerung des ganzen Landes gewünscht werde, 
könnten die zwischen ihnen als Chinesen ste-
henden Dinge durch Gespräche beiseite ge-
räumt werden ).

In Taiwan selbst gibt es jedoch keine Anzei-
chen, daß diese Propaganda auf einen frucht-
baren Boden fällt, zumal die Behauptungen 
über die Lage der Bevölkerung ebenso glaub-
haft und wahr sind, wie die der DDR-Propa-
gandisten über die kapitalistische Ausbeutung 
der Menschen in der Bundesrepublik.

Mit einer militärischen Wiedervereinigung 
ist derzeit gleichfalls nicht zu rechnen. Der 
Bürgerkrieg dauert zwar seit 1949 mit wech-
selnder Intensität an. Eine Invasion Taiwans 
ist aber undurchführbar mangels Transport-
raums und weil die überlegene Nationalmari-
ne sie schon an der Festlandküste abfangen 
würde ). Ein zusätzlicher Schutz sind die 
Küsteninseln, welche die Kommunisten 1949 
und 1958 zu erobern versuchten: sie blockie-
ren Amoy und Foochow, die Taiwan nächst-
gelegenen Häfen, und dienen zu Beobachtung 
Südchinas. Sollte die Volksbefreiungsarmee 
Taiwan dennoch erreichen, wäre die Natio-
nalarmee auch ohne die immer wieder zuge-
sagte US-Hilfe kaum überwindbar. Ein nuklea-
rer Angriff aber — genug Träger, A- und H-
Bomben für die bergige Insel vorausgesetzt 
— wird den Gegenschlag der USA auslösen. 
Eine Invasion des Festlands wiederum — 
etwa wie 1944 in der
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 Normandie — will die 
Nationalregierung schon mangels ausreichen-
der Truppen und Transportkapazitäten nicht; 
sie wird nur bei (eventuell auszulösenden) 
Aufständen eingreifen, um so den Ausschlag 
zu geben ).  So wären nach ihrer Meinung 
in den Hungersnöten nach dem „Großen 

104)  Differenzen China-Taiwan können gelöst wer-
den, Fukien Front Radio 2. Februar 1973, MD 
13. Februar 1973 (Zusammenfassung).
105) Vgl. etwa die Erklärung von Verteidigungs-
minister Chen Ta-ching am 1. November 1972 
(CNA 2. November, MD 16. November); zur Stärke 
der Kriegsmarinen s. Gerhard Albrecht, Weyers 
Flottentaschenbuch 1971/1972, München 1972, 
S. 22 ff.
106) So u. a. Generalleutnant Chiang Wei-kuo, 
Kommandant der Militärakademie und jüngerer 
Sohn Chiang Kai-sheks, gegenüber dem Verfasser 
am 2. Dezember 1970; vgl. auch die Erklärungen 
Chiang Kai-sheks vom 31. Dezember 1971 (NfCh 
31. Dezember) und Chen Ta-chings (a. a. O.)

106 a) Vgl. FAZ v. 27. Juni 1970.
107) Etwa Hsinhua 27. Juni 1970, in Background on 
China, New York (fortan BoCh), 29. Juni 1970.
108) NfCh 30. September 1971.
109) Vgl. etwa den Brief Mao Tse-tungs an seine 
Frau Chiang Ching angeblich vom 8. Juli 196,  in 
dem er für die Mitte der siebziger Jahre, also 
nach dem Ende der damals begonnenen Kulturre-
volution, weitere großangelegte Säuberungsaktio-
nen gegen die „Rechten" voraussagt; Text in 
BoCh 16. November 1972.

Sprung nach vorn" 1961/62 106a) und den 
Unruhen in der „Großen Proletarischen Kul-
turrevolution" Ende 1966 und Mitte
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 1967 die 
Eroberung zumindest Südchinas möglich ge-
wesen. Noch 1970 gaben die Kommunisten 
die nationalchinesische Guerillatätigkeit of-
fen zu 107); 55 670 Agenten sollen dabei von 
1950 bis 1971 nach Angaben aus Taipei gefal-
len sein ).
Das reicht zur Invasion aber nicht aus. Daher 
ist es müßig, ob die Lagebeurteilungen stim-
men. Im entscheidenen Moment gab es über 
die Chancen offenbar Zweifel, so daß auch 
die USA Aktionen durch Verweigerung logisti-
scher Hilfe und durch die „zufällige" Entsen-
dung der 7. Flotte in die Taiwan-Straße ver-
hinderten. Auch kann offen bleiben, ob Mos-
kau den einstigen Verbündeten in Peking mit 
mehr als papiernen Protesten geholfen hätte.
Zentrales Datum der Wiedervereinigungsbe-
mühungen Taipeis ist Mao Tse-tungs Tod. 
Nur er halte Festlandchina noch zusammen. 
Dessen zentrale politische Strukturen wurden 
durch die Kulturrevolution und den von ihm 
ausgelösten Macht- und Richtungskampf be-
seitigt oder stark geschädigt. Zwar wurde die 
Liu Shao-ch’i-Fraktion zunächst ausgeschaltet, 
aber auch der zivile Parteiapparat zerstört. Im 
Kampf um seinen Wiederaufbau habe die Ar-
mee, die selbst nicht spannungsfrei sei, die 
Unabhängigkeit der Partei weithin de facto 
durch Personalunion beseitigt oder doch 
überlagert.
Der Prozeß sei durch die Ereignisse nach dem 
Sturz Lin Piaos nicht grundsätzlich verändert 
worden. Nun seien auch die zentralen Militär-
apparate geschädigt. Zudem gebe es Anzei-
chen, daß Mao Tse-tung noch einen innenpoli-
tischen Sturm auslösen könnte 109 ),  zumal er 
nun erleben müsse, daß die in der Kulturrevo-
lution Verdammten wieder führende Stellun-
gen einnähmen. Insbesondere die Wiederkehr 
von Teng Hsiao-ping beweise, daß der Macht-
kampf Mao Tse-tung aus den Händen geglit-
ten sei. Um die ehemaligen Machthaber zu 
befriedigen, habe er wieder in eine führende 
Position als stellvertretender Ministerpräsi-



dent eingesetzt werden müssen. Damit habe 
zugleich Chou En-lai seine Position gegenüber 
Chiang Ching, der Frau Mao Tse-tungs, stär-
ken wollen. Auch sei es ein Aufruf ah das 
ganze alte Partei-Establishment, „Buße zu tun" 
und sich um ihn zu scharen 109a).
Mao Tse-tungs Tod werde eine lange Zeit der 
Unsicherheit und einer weiter zunehmenden 
Regionalisierung folgen, mühselig überdeckt 
durch irgendeine Form kollektiver Führung. 
Dann habe die Nationalregierung die letzte 
Chance -— sei es, daß sie in den Diadochen-

kämpfen einen Teil des Festlands erobern 
könne, oder aber im Bündnis mit einer rivali-
sierenden Gruppe für diese den Ausschlag 
gebe.
Auch darum ist für die heutige Führungs-
gruppe in Peking die Beseitigung dieses wirt-
schaftlich prosperierenden, militärisch zumin-
dest nicht unerheblichen, unkontrollierten und 
unkontrollierbaren chinesischen Gegners — 
und seiner gesellschaftspolitischen Alternati-
ve — schon zur Stabilisierung ihrer Herr-
schaft für die Zukunft nötig.

Unabhängigkeitsbestrebungen der Taiwan-Chinesen?

Die gesamtchinesischen Maßnahmen der Na-
tionalregierung widersprächen den Wünschen 
der Taiwan-Chinesen, heißt es vielerorts. Die 
„Chiang Kai-shek-Clique" sei eine kleine 
Gruppe von Festlandflüchtlingen und ihrer 
Günstlinge, die Taiwan ihre Diktatur auf-
zwängen, um gegen den Willen der Bewoh-
ner das Festland zu erobern. Diese wollten 
sich befreien und eine unabhängige Republik 
gründen.
Die Begeisterung der über 15 Millionen Men-
schen in Nationalchina, den rasch steigenden 
und planmäßig weiterentwickelten 110 ) Wohl-
stand — zweithöchster Asiens 110a) — durch mi-
litärische Operationen zu gefährden, ist ge-
wiß gering. Sie haben aber ein ungebrochenes 
Nationalgefühl, das sicher größer ist als das 
oft zitierte der Auslandschinesen, die seit 
Jahrhunderten das Selbstverständnis der Zu-
gehörigkeit zu einem Volk haben. Das gilt 
um so mehr, als die Kommunisten ein unab-
hängiges Taiwan nicht akzeptieren werden 

und die Unabhängigkeitsgruppen 
111

noch schär-
fer ablehnen als die Nationalregierung ). 
Seit der UN-Abstimmung vom 25. Oktober 
1971 lösen sich daher viele Unabhängigkeits-
bewegungen auf. Am 4. April 1972 kehrte 
Chin Yung-han, Generalsekretär der Demo-
kratischen Unabhängigkeitspartei Taiwans 
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und Mitglied des Zentralkomitees (ZK) der 
Unabhängigkeitsliga Taiwans, aus Japan zu-
rück, um mit der Kuomintang zusammenzuar-
beiten ). Am 7. April folgte Wang Wu-
ch’ao, der au 113s Fukien stammt ).
Dennoch rufen einzelne — die Taiwan-Chine-
sen zu vertreten vorgeben und die Entmach-
tung der Kuomintang durch Putsch oder In-
tervention mehr erhoffend als erwartend — 
nach Unabhängigkeit1149. Resonanz haben sie 
nur in westlichen Zeitungen. In Taiwan sind 
ihre Anhänger zwar zahlreicher als die noch 
immer königstreuen Bayern, aber kein Bruch-
teil der die Unabhängigkeit fürs Baskenland 
fordernden Spanier.

109 a) Vgl. die Erklärung des Leiters der Abteilung 
Kultur und Information der Kuomintang, Wu Chun-
chai, am 14. April 1973 (NfCh 14. April 1973).
110) Vgl. etwa den 6. Vierjahresplan zur wirtschaft-
lichen Entwicklung für die Zeit vom 1. Januar 1973 
bis 31. Dezember 1976, vom Kabinett am 30. Sep-
tember 1972 verabschiedet (BoCh 6. Dezember 
1972, s. a. NfCh 18. und 22. Dezember 1972): das 
Bruttosozialprodukt soll jährlich um 9,5% (1972: 
15,2%) von 7,2 auf 11,6 Mill. US-Dollar steigen, 
das Pro-Kopf-Einkommen von (1972) 372 auf 550 
US-Dollar; die Industrieproduktion soll jährlich um 
13,1% (1972: 26,2 %) wachsen, die Landwirtschaft 
um 4,1 °/o (1972: 5,3 °/o); insgesamt sollen 10,4 Mill. 
US-Dollar (1972: 1,985) investiert werden, davon 
7,3 Mill, in die Schwerindustrie und das Trans-
portwesen; der Preisanstieg soll unter 3 % p. a. ge-
halten werden.
110 a) Das durchschnit liche Familieneinkommen (5,4 
Mitglieder, davon 1,5 erwerbstätig) betrug 1972 in 
Taipei 2 220 US-Dollar, wovon 288 US-Dollar ge-
spart wurden (NfCh 27. April 1973).

111) So schon Hsinhua 23. Februar 1970, BoCh 
25. Februar; s. a. den gemeinsamen Leitartikel der 
3 Pekinger Zeitungen, Anm. 6.
112) NfCh 4. April 1972.
113) NfCh 7. April 1972.
114) So „Die Selbstbestimmungs-Erklärung der 
Einwohner auf Taiwan" vom 18. Juli 1971 von eini-
gen Taiwan-Chinesen in der Bundesrepublik unter 
Leitung von Herrn Liu, Hannover, die hektogra-
phiert vorliegt; s. a. Frankfurter Rundschau (fort-
an FR) 2. November 1971.

Wie andere Provinzen Chinas auch hat Tai-
wan regionale Eigenheiten, sogar einen eige-
nen Dialekt. Zudem hat die japanische Beset-
zung von 1895 bis 1945 zu Eigenentwicklun-
gen geführt, ähnlich äußeren Einflüssen in an-
deren Gebieten, wie der Japans und Rußlands 
in der Mandschurei. Das reicht als Basis der 
Unabhängigkeit aber nicht aus.



Integration der Taiwan-Chinesen

Die Taiwan-Chinesen wollen mehr Beteili-
gung auch in den Organen der Zentralregie-
rung. Die Zusatzwahlen zu Nationalversamm-
lung, Parlament und Kontroll-Yuan am 
20. Dezember 1969 und die Wahl des neuen 
Taiwan-gebürtigen Abgeordneten Liu Kuo-
ch’ai zum Parlamentsvizepräsidenten 
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am 

2. Mai 1972 ) dienten der besseren Reprä-
sentation der Taiwan-Chinesen. Noch wichti-
ger waren die nun regelmäßig s
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tattfindenden 
Teilerneuerungswahlen für den ganzen 
Machtbereich der Nationalregierung am 
23. Dezember 1972 ).

Von den 53 „zusätzlichen" 117 ) Mitgliedern 
der Nationalversammlung wurden 48 in Tai-
wan sowie zwei in den beiden Landkreisen 
Quemoy und Matsu der Provinz Fukien gebo-
ren; 15 waren oder sind kommunale oder 
Provinzmandatsträger, 41 gehören der Kuo-
mintang an. 31 der 36 „zusätzlichen" Mitglie-
der des Parlaments (Legislative Yuan) stam-
men aus Taiwan, einer aus Fukien; neun ha-
ben parlamentarische Erfahrungen auf kom-
munaler oder Provinzebene. Das Durch-
schnittsalter beträgt 46 und 44 Jahre. Nur 
vier der neuen Abgeordneten sind Absolven-
ten der Militärakademie, 134 sind Akademiker 
und 13 Frauen. Von den 73 Mitgliedern des 
zum fünften Mal neugewählten Provinzparla-
ments sind 70 Taiwan-Chinesen, 58 Angehö-
rige der Kuomintang und 12 Frauen. Von den 
4 neugewählten Bürgermeistern und 16 Land-
räten sind alle aus Taiwan118).

115) NfCh 2. Mai 1972.
116) NfCh 20. März, 25. September 1972; von den 
1947 noch in ganz China gewählten 2 961 Angehö-
rigen der Nationalversammlung leben noch 1 365, 
von den 760 Abgeordneten des Parlaments noch 
426; von den Mitgliedern des Kontroll-Yuan noch 
65 (NfCh 30. Juni 1972).
117) Die 1947 gewählten Parlamentarier bleiben im 
Amt, bis wieder eine Wahl auf dem Festland er-
folgen kann, während diese „zusätzlichen” Abge-
ordneten regelmäßig neu gewählt werden. Das gilt 
auch für die am 30. Dezember 1972 vom Präsiden-
ten ernannten weiteren „zusätzlichen" 15 Abge-
ordneten und 5 Mitglieder des Kontroll-Yuan aus 
den Reihen der Auslandchinesen (NfCh 27. Juli, 
29. Dezember 1972).
118) Zum Wahlergebnis im einzelnen vgl. NfCh 
26. und 30. Dezember 1972.

119) NfCh 26. und 29. Dezember 1972, CIS 27. Janu-
ar 1973, MD 8. Februar zum Wahlergebnis. NfCh 
15. Februar 1973.
120) NfCh 3. Januar 1973.
120a) NfCh 15. März 1973.
121) Zur Zusammensetzung des Kabinetts vgl. im 
einzelnen NfCh 30. Mai und 1. Juni 1972.
122) NfCh 16. Juni 1972.
123) NfCh 23. Juni 1972.

Ähnliches gilt für die zehn neuen „zusätz-
lichen" Mitglieder des Kontroll-Yuan. Sie wur-
den am 15. Februar 1973 von der Stadtverord-
netenversammlung von Taipei und dem Pro-

vinzparlament Taiwans gewählt119 ). 27 Kandi-
daten hatten sich beworben. Die Gewählten 
haben ein Durchschnittsalter 
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von 59,5 Jahren; 
acht wurden in Taiwan geboren; drei sind Ab-
geordnete im Provinzparlament und der Stadt-
verordnetenversammlung von Taipei ). Vi-
zepräsident des Kontroll-Yuan wurde der 
schon im Dezember 1969 gewählte Chou Po-
Lien (GS) aus Taiwan, der 1964 amtierender 
Oberbürgermeister von Taipei war 120a).
Entscheidend für die rasch zunehmende Be-
teiligung der Taiwan-Chinesen sowie die 
starke Verjüngung der Verwaltung in der 
Zentralregierung war der Amtsantritt Chiang 
Ching-kuos am 30. Mai 1972 121 ). Sechs der 18 
Minister wurden in Taiwan geboren, darunter 
sein Stellvertreter Hsu Ching-chung und der 
(schon vorher amtierende) Innenminister Lin 
Chin-sheng. Außerdem berief Chiang Ching-
kuo den unabhängigen Oberbürgermeister 
von Taipei, Henry Kao, der dort geboren ist 
und sein Amt gegen einen Kuomintang-Kan-
didaten gewann, zum Post- und Verkehrsmi-
nister. Aus Taiwan sind auch Kaos Nachfol-
ger Chang Feng-hsu und der neue Gouver-
neur der Provinz Hsieh Tung-ming; beide wa-
ren dort früher in Kommunalparlamente und 
das Provinzparlament gewählt worden. Nur 
noch zwei Minister und zwei zum Kabinett 
gehörende Behördenchefs sind aus Chekiang 
— und kein Kabinettsmitglied mehr hat in 
Deutschland studiert.
Ebenso verfuhr Chiang Ching-kuo bei den 
stellvertretenden Ministern. Von den beiden 
neuen Vize-Erziehungsministern stammt Dr. 
Kuo Wei-fan (36) aus Taiwan; Dr. Liang Shang-
yun (43) ist aus Shansi, hat sich jedoch 
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den größten Teil seines Lebens auf Taiwan 
aufgehalten ).  Der neue Vize-Wirtschafts-
minister Yang Chi-chuan (51) stammt eben-
falls aus Taiwan; sein Kol

123

lege Dr. Lei Pei-
lung (48) aus Kiangsi hat in Taiwan stu-
diert ).  Auch der Justiz-Yuan, dem Bundes-
verfassungsgericht vergleichbar, wurde stark 
mit Taiwan-Chinesen besetzt: Vizepräsident 
Tai Yen-huei und zwei der vier neuen Richter, 



Chen Shih-jing und Wang Hsueh-sheng; das 
dritte Mitglied, Fan Hsin-hsiang (54) aus
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Hupei, ist eine Frau ).
Solange aber das am 21. November 1947 noch 
in ganz China gewählte (Rumpf)-Parlament 
die einzig legale Gesamtvertretung und die 
von ihm bestimmte Exekutive im wesentli-
chen auf Taiwan beschränkt ist, wird es, zu-
mal angesichts mancher autoritärer Residuen, 
Konflikte mit den fast ganz von Taiwan-Chi-
nesen besetzten und schon früher regelmäßig 
gewählten Provinzautoritäten geben, die bei-
de dasselbe Gebiet wie eine Doppelregierung 
verwalten.

Zudem muß auch die Kuomintang sich „tai-
wanisieren": von den 21 Mitgliedern des 
Ständigen Ausschusses des ZK sind nur drei, 
von den 16 Sekretären und Abteilungsleitern 
nur vier aus Taiwan. Dafür kommen aus Chi-
ang Kai-sheks Heimatprovinz Chekiang al-
lein sechs Mitglieder des Ständigen Aus-
schusses. Ähnliches gilt übrigens für Mao 
Tse-tungs Heimat Hunan: bei 6% der Bevöl-
kerung stellt es 200/0 der Mitglieder des 1969 
bestimmten 9. ZK; Lin Piaos Heimat Hupei 
stellte mit einem Bevölkerungsanteil von 5 0/0 
17 0/0 der ZK-Mitglieder und 9
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 der 21 Politbü-

romitglieder ).

Endlich fehlt die Bereitschaft, die vom Gou-
verneur Chen Yi sowie den miserablen Fest-
landsbeamten vor allem durch ihre kolonia-
listische Mißwirtschaft 1947 verschuldeten 
blutigen Unruhen wahrheitsgemäß zu disku-
ti
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eren. Dabei wurden die Verantwortlichen 
bestraft, Chen Yi hingerichtet und die Ver-
waltung völlig reformiert. Diese Geschehnis-
se sind noch immer eine Basis für Unabhän-
gigkeitsbewegungen 26).

124) NfCh 26. Juni, 13. Juli 1972.
125) Komplette Liste der Mitglieder des 9. ZK und 
des Politbüros in Hsinhua 24. April 1969, BoCh 
25, April; s. a. Hsinhua 19. Mai 1969, BoCh 27. Mai.
126) Vgl. z. B. NfCh v. 4. und 7. April 1972.
127) Es gibt praktisch keine Analphabeten mehr; 
98 °/o der Kinder und Jugendlichen (27,3 °/o der 
Bevölkerung) besuchen Schulen, davon 82 °/o die 
kostenlose neunklassige Grund- und Hauptschule; 
auf Taiwan gibt es 2 167 Grund- und Haupt- und 
778 Oberschulen; die Zahl der Studenten über-
steigt relativ die der Bundesrepublik; mehrere der 
79 Hochschulen haben Weltrang (NfCh 23. Dezem-
ber 1971, 3. März 1972).

128) Die Lebenserwartung ist für Männer 66,1 und 
für Frauen 71,7 Jahre (1945: 41,1 und 45,7; Japan 
69,05 und 74.02); der Bevölkerungszuwachs sank auf 
1,92 °/o jährlich (1955: 3,5 °/o, obwohl die Abtreibung 
anders als in Japan — verboten ist und hart be-
straft wird; auf je 3 000 Einwohner kommt ein Arzt 
(USA 1 auf 804) (NfCh 16. Februar, 20. März, 
27. Juli, 20. und 21. November 1972, 14. und 16. Fe-
bruar, 3. März und 26. April 1973).
129) NfCh 29. Dezember 1971.
130) NfCh 2. Mai 1972.
131) Ohne Wunderreis und -weizen, an deren Ent-
wicklung es maßgeblich mitwirkte, erwirtschaftet 
Taiwan heute bei über 15 Millionen Bewohnern 
auf nur gut 9 000 qkm Ackerland einen Nahrungs-
mittelüberschuß (NfCh 15. Januar 1973). Die Agrar-
produktion wuchs 1972 um 5,05 °/o, der Agrarexport 
um 42 % (NfCh 9. März 1973).
132) 34 °/o der Bevölkerung sind im Industrie-, 
28 % im Dienstleistungsbereich tätig (1980 voraus-
sichtlich 35°/o); die Arbeitslosigkeit beträgt 3,4%; 
der Anteil der in der Landwirtschaft Tätigen wird 
von 38% (1970) auf 25% (1980) sinken (NfCh 
1. Februar, 10. April, 1. Dezember 1972)

Auch in der Administration kommen die Tai-
wan-Chinesen jetzt dank des rapide wach-
send 127en Bildungsstandes der Bevölkerung ) 
und des Ausscheidens Älterer trotz der ge-

stiegenen Lebenserwartung 128 ) ihrer Zahl 
entsprechend zum Zuge. Während Taiwans 
Zugehörigkeit zum Kaiserreich bis 1895 und 
zu Japan bis 1945 war für ihre Aus- und 
Fortbildung wenig geschehen. Deshalb stan-
den 1945 nicht genug ausgebildete Inselbe-
wohner für die offenen Stellen, zumal im hö-
heren Dienst, zur Verfügung. 1949 waren 
dann unter den Flüchtlingen — überwiegend 
Beamte und Militärs — viele hochqualifizier-
te Führungskräfte, die in der Administration 
untergebracht wurden, so daß zunächst für 
Taiwan-Chinesen keine Stellen mehr frei wa-
ren. Dennoch ist es mehr als unzureichend, 
daß erst am 29. Dezember 1971 mit Fang 
Chin-yen der erste Taiwan-gebürtige Bot-
schafter ernannt wurde1294. Ihm folgte aller-
dings schon am l.Mai 1972 Lu Ming-hui als 
Leiter des Büros für wi
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rtschaftliche und tech-

nische Zusammenarbeit im Senegal ).
In der Wirtschaft dominierten die Flüchtlinge 
nie. In der beispielhaften Landreform Anfang 
der fünfziger Jahre 131)  wurden die Grundbe-
sitzer auch mit Anteile

132

n verstaatlichter Indu-
striebetriebe entschädigt. Der Wirtschafts-
boom )  machte sie zur neuen Industriellen-
schicht. Die Wirtschaftsmagnaten des Fest-
lands waren 1949 nicht nach Taiwan gekom-
men. Sie glaubten nicht ans überleben Natio-
nalchinas und brachten ihr Geld in die USA, 
nach Hongkong und Japan. Chiang Ching-
kuos hat dafür gesorgt, daß ihr Einfluß in 
Taiwan gleich null ist. Er hat zu ihnen keine 
(auch nicht verwandschaftliche) Beziehungen, 
wurde von ihnen vielmehr 1948 als Oberbür-
germeister von Shanghai gestürzt, als er ge-
gen ihre Währungsspekulation vorging.



Noch Chancen für Chiang Kai-shek?

Nationalchina wird, mit oder ohne US-Hilfe, 
nicht kommunistisch, solange seine Bewohner 
und Regierung es nicht wollen. Die „China 
News"/Taipei schrieb daher am 29. Februar 
1972, die USA und befreundete Mächte hät-
ten immer zu Geduld gemahnt, damit in der 
Taiwan-Straße nicht der Dritte Weltkrieg 
ausbreche133 ): „Jetzt scheint es, als hätten 
wir nur auf die Entscheidung Nixons gewar-
tet, daß wir nicht länger nützlich sind. . . 
Und daß die USA schließlich den Rücken 
wenden, während die chinesischen Kommuni-
sten mit Gewalt ihre Version des .einen Chi-
na' durchzusetzen versuchen . . . Die Zeit ist 
gekommen, da die Maus aufstehen und wie 
ein Löwe brüllen muß. Wir haben die Zähne, 
und es ist besser, sie zu benutzen, solange 
sie scharf sind, als daß sie einer nach dem 
anderen ausfallen, während der Leichenbe-
statter wartet, um die Leiche abzutransportie-
ren ... Wir haben nicht die Absicht, uns hin-
zulegen und tot zu spielen. Wenn es das ist, 
was die USA erwarten, dann haben sie sich 
die falsche Leiche ausgesucht."

133) Zitiert nach FAZ 2. März 1972.
134) Bewußt nannte Soong Mef-ling, Frau Chiang 
Kai-sheks, schon 1942 eines ihrer Bücher „Unser 
China", Zürich 1942.

135) Vgl. etwa die Rede Yen Chia-kans am l.Mai 
1973. Bedauerlich ist daher, daß die Bundesregie-
rung der grundsätzlich unabhängigen Friedrich-
Ebert-Stiftung die Entsendung des damaligen Mit-
arbeiters auf den Philippinen, Nagel, nach Taiwan 
zur Gewerkschaftsschulung im Oktober 1971 ver-
bot; das gleiche gilt für ein für Dezember 1971 
geplantes Gewerkschaftsseminar des Instituts für 
Internationale Solidarität der Konrad-Adenauer-
Stiftung mit verschiedenen asiatischen Partneror-
ganisationen. Der Internationale Bund Freier Ge-
werkschaften hingegen veranstaltete vom 11. bis 
16. Dezember 1972 in Zusammenarbeit mit der 
Mitgliedsorganisation Chinesischer Gewerk-
schaftsverband in Taipei ein Seminar für 40 Ver-
treter aus 15 asiatischen Mitgliedsgewerkschafts-
verbänden, an dem Vizepräsident Yen Chia-kan 
neben anderen Regierungsmitgliedern offiziell 
teilnahm; die Inder P. P. Narayanan, Präsident der 
asiatischen IBFG-Regionalorganisation, und Vijen-
dra Kabra, Direktor des asiatischen Gewerkschafts-
College des IBFG, sandten offizielle Grußbotschaf-
ten (NfCh 11. Dezember 1972).

Nationalchina kann sich auch den USA ge-
genüber Selbstbewußtsein erlauben, seit es 
durch den Beginn einer Zwei-China-Politik 
weniger erpressbar ist. Innerchinesisch hängt 
seine Bedeutung aber nicht nur ab von Größe 
und Bevölkerungszahl, sondern der Fähigkeit, 
eine gesellschaftspolitische Alternativfunk-
tion wahrzunehmen.
China ist nicht erst seit 1949 geteilt. Seit 
fünfzig Jahren kämpfen dort zwei alternative 
Gesellschaftssysteme und -modelle. Seither 
gibt es zwei China, die — auch wenn staats-
und völkerrechtlich zum gleichen Staat ge-
hörig — nichts miteinander zu tun haben 
wollten134 ). Als Alternative müssen Natio-
nalregierung und Kuomintang aber mehr sein 
als eine „rechts"-autoritäre Kopie der Kom-
munisten, garniert mit relativem Wohlstand.
Nationalchina ist noch keine mitteleuropä-
ische Demokratie. Außer Religions- und Be-
rufsfreiheit sowie der freien Wahl des Wohn-
orts geht auch die politische Freiheit immer-
hin so weit, daß drei der fünf größten Städte 
— Taipei, Kaoshiung, Taichung — unabhän-
gige, in Taiwan geborene Bürgermeister wäh-

len konnten, die gegen Kandidaten der Kuo-
mintang siegten; nur in Tainan und Keelung 
setzte die Kuomintang sich durch. Taiwan ist 
auch ein Beispiel dafür, wieviel schneller und 
für den einzelnen wirksamer unter anderen, 
aber gleich schlechten Bedingungen Chinesen 
ihr Land bei sachgerechter Politik entwickeln 
können.

Trotz des — zumal für ein Entwicklungsland 
— großen demokratischen und sozialen Fort-
schritts fehlt der Kuomintang aber weithin 
die sich auch in unabhängigen Organisatio-
nen manifestierende Massenbasis. Unterneh-
mer, Management und Gewerkschaften, orga-
nisatorisch oft mit ihr verbunden, haben gei-
stig mit dem schnellen Wachstum nicht 
Schritt gehalten. Das Interesse geht zu einsei-
tig auf die qualitative Verbesserung von Un-
ternehmen und Management bis hin zum for-
cierten Ausbau der innenbetrieblichen „hu-
man relations" und die möglichst gute Aus-
und Fortbildung der Arbeitnehmer. Nur in 
diesem Rahmen sieht man 
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Aufgaben der Ge-
werkschaften als zusätzliche Schulungsstätte 
— und antikommunistische Kampfgruppe, 
aber ohne gesellschaftspolitisches Eigenge-
wicht ).

Zwar werden soziale Unruhen weiter aufzu-
fangen sein durch den Wirtschaftszuwachs, 
der bisher immer mindestens einen Schritt 
den wachsenden Bedürfnissen voraus war, 
wichtigster Grund auch für das fast völlige 
Fehlen von Arbeitskämpfen; die wenigen wur-
den oft von aktiven Kuomintang-Mitgliedern 



und Mandatsträgern organisiert. Kommunis-
mus kann aber auch in China nicht mit letztlich 
sterilem und rückwärtsgewandten Antikom-
munismus bekämpft werden. Trotz der Erfah-
rungen vom Festland mit kommunistischer In-
filtration brauchen die Massenorganisationen, 
vor allem die Gewerkschaften, mehr gesell-
schaftspolitischen Spielraum.
Die progressiven Ideen vor allem der Politi-
ker um Chiang Ching-kuo sind sonst sozialer 
Paternalismus. Mangels wirksamer Arbeit-
nehmervertretungen haben die der Agrarge-
sellschaft oft kaum entwachsenen Arbeitge-
ber noch zu viel Macht, was dem Land fälsch-
lich einen kapitalistischen Anstrich gibt: 
die Kuomintang — von 1921 bis 1927 mit der 
Kommunistischen Partei fusioniert — steht 
dem Sozialismus oder doch der Sozialdemo-
kratie oft näher als den in vielen Entwick-
lungsländern regierenden traditionellen Par-
teien.
Bis 1949 hat die Nationalregierung den 
Kampf mit den Kommunisten nicht bestan-
den. In Taiwan hat sie nun ihr Entwicklungs-
modell realisiert, das für eine offene, freiheit-
liche, pluralistische und traditionelle Gesell-
schaft eine tiefergreifendere Umwälzung ist 

als das auf dem Festland für eine kommunisti-
sche. Ihre große Chance liegt daher im weite-
ren Ausbau des freiheitl

136

ichen, demokrati-
schen und sozialen Rechtsstaats in China. Da-
mit ist sie eine autochthon chinesische ge-
sellschaftspolitische Alternative zu den Kom-
munisten auch dann, wenn es nie zur staatli-
chen Wiedervereinigung kommt ).
China ist staatlich wie gesellschaftspolitisch 
geteilt. Eine gewaltsame oder vertragliche 
Wiedervereinigung ist nicht abzusehen. Die 
Nationalregierung richtet sich daher für die 
nahe Zukunft in der Zwei-Staatlichkeit ein. 
Es gibt keinen Grund, in den Beziehungen zu 
China der Teilung nicht Rechnung zu tragen, 
oder dem Druck Pekings nachzugeben und die 
Aufnahme oder Beibehaltung von Beziehun-
gen zu Taipei von seiner Zustimmung abhän-
gig zu machen.
Kein Staat sollte sich zum Instrument des in-
nenpolitischen gemeinten Alleinvertretungs-
anspruchs Taipeis oder Pekings machen las-
sen. Die Welt ließ sich ja auch durch den Al-
leinvertretungsanspruch Pakistans nicht ab-
halten, Bangla Desh anzuerkennen, obwohl 
Islamabad mit dem Abbruch der diplomati-
schen Beziehungen drohte.

Reaktion der Bundesregierung auf Taipeis Zwei-China-Politik

Die Bundesregierung hat sich auf die neuen 
Gegebenheiten im Verhältnis der beiden 
Regierungen in China noch nicht einge-
stellt 137 ). Ohne Not hat
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 sie vielmehr Pekings 
Alleinvertretungsanspruch nachgegeben zu 
einer Zeit, in der sie den der Bundesrepublik 
für ganz Deutschland endgültig beseitigt hat. 
Weder im Pekinger Kommunique über die 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen ) 
noch in dem über die Bonner Vorverhandlun-
gen mit dem damaligen Hsinhua-Vertreter 
und heutigen Geschäftsträger Wang Shu 139 ) 
ist etwas über den Jurisdiktionsbereich Pe-
kings oder Bonns enthalten. Die Bundesregie-
rung könnte also dem Wunsch Nationalchi-
nas folgen, das Goethe-Institut in Taipei in 
ein Generalkonsulat umzuwandeln und die *

136) Vgl. Interview Chiang Ching-kuos mit UPI 
am 22. Januar 1973.
137) Zur deutschen China-Politik s. etwa Erich Rö-
per, „China-Politik" Bonns?, Deutschland-Archiv, 
Köln 1972, S. 133 ff., S. 703 ff.
138) Wortlaut (Faksimile) in DIE ZEIT, Hamburg
20. Oktober 1972.
139)  Wortlaut in SZ 30. September 1972.

Eröffnung eines solchen der Nationalregie-
rung in der Bundesrepublik zuzulassen 140 ).
Mit Schreiben vom 19. Dezember 1972 hat. das 
Auswärtige Amt jedoch das Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenar

14
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1
beit auf-

gefordert ), Taiwan keine neue technische 
Hilfe ) mehr zu gewähren, nur begonnene 
Projekte könnten abgewickelt werden; Liefe-
rungen landwirtschaftlicher Produktionsmittel 
sollen nicht mehr in Betracht kommen; Sti-
pendien für technische Fach- und Führungs-
kräfte dürfen nur noch von der Carl-Duis-

140) Erklärung des Direktors der Europaabteilung 
des Außenministeriums Miao Pei-chi gegenüber 
dem Korrespondenten der SZ am 12. Oktober 1972 
(SZ 13. Oktober 1972).
141) Vgl. zum folgenden FAZ und Handelsblatt, 
beide 20. Dezember 1972, DIE WELT 22. Dezember 
1972, Deutsches Monatsblatt Februar 1973.
142) Nationalchina hat Kapitalhilfe nur von den 
USA erhalten: 950 Mio. US-Dollar Zuschüsse, 220 
Mio. US-Dollar Anleihen, 350 Mio. US-Dollar als 
Überschußagrarerzeugnisse; die Kapitalhilfe wur-
de gemäß Beschluß der US-Regierung vom 28. Mai 
1964 am 30. Juni 1965 eingestellt (China Year-
book 1965—1966, Taipei 1966, S. 313/4. 



berg-Gesellschaft vermittelt werden; Angehö-
rige der öffentlichen Verwaltung einzuladen, 
sei „nicht zu empfehlen". Auch die Einbezie-
hung Taiwans in die Programme der Deut-
schen Stiftung für Entwicklungsländer sei in-
soweit nicht möglich, als dafür Kontakte auf 
Regierungsebene nötig sind. Soweit Kirchen-
vorhaben aus öffentlichen Mitteln gefördert 
werden — und das gilt für die Entwicklungs-
projekte fast immer —, „darf die Herkunft 
dieser Mittel nicht bekannt werden". Die Be-
ziehungen zu Taiwan können zwar grundsätz-
lich weiter gepflegt werden, sind aber „not-
wendigerweise auf die private Ebene zu re-
duzieren."
Grundlage dieser Anweisung ist, daß „die Re-
gierung der Volksrepublik China auch uns 
gegenüber an ihrer bekannten Politik des Al-
leinvertretungsanspruchs festzuhalten
wünschte." Zwar enthalte das Kommunique 
über die Aufnahme der Beziehungen keine 
ausdrückliche Stellungnahme dazu, doch 
habe man dies aus den Umständen der voran-
gegangenen Verhandlungen entnehmen kön-
nen, und „die deutsche Steite hat dazu kei-
nerlei Vorbehalte geäußert." Auch habe Au-
ßenminister Scheel bei den Besprechungen in 
Peking darauf hingewiesen, daß die Bundes-
republik weder diplomatische Beziehungen 
noch amtliche Kontakte zu Taiwan unterhal-
te. „Das bedeutet, daß für amtliche Kontakte 
zur Regierung von Taipeh kein Raum ist. 
denn der Bundesminister des Auswärtigen 
hat das der chinesischen Seite ausdrücklich 
versichert."
Das schließt nicht nur das Verbot von 
Dienstreisen deutscher öffentlicher Bedienste-
ter nach Nationalchina ein143), auch nicht zum 
Studium der vorzüglichen Aufbau- und Ent-
wicklungshilfemaßnahmen dort. Der Freichi-
na-Informationsdienst in Bonn durfte am na-
tionalchinesischen Nationalfeiertag am 
10. Oktober 1972 nicht einmal den traditionel-
len Empfang für Chinesen und Deutsche ge-
ben. Dem Büro war nachdrücklich dargelegt 
worden, daß es künftig öffentlich nicht mehr 
in Erscheinung treten dürfe.

143) S. a. Vorwärts 1. und 15. Februar 1973; Meldung 
des Axel-Springer-Inlanddienst (asd) 27. Januar 
1973.
144) Typisch für die Haltung der CDU sind etwa 
die Äußerung von Ex-Bundesaußenminister Ger-
hard Schröder vom 13. August 1972 zur sino-kom-
munistischen Kindererziehung und deren Interpre-
tation durch den schleswig-holsteinischen Kultus-
minister Prof. Dr. Walter Braun vom 21. August 
auf die kleine Anfrage des SPD-Landtagsabge-
ordneten Dr. Klaus Klingner (Landtagsdrucksache 
7/314): Schröder: „Im übrigen möchte ich zu Ihrer 
Frage die Grundsätze für die Erziehung der chine-
sischen Kinder zitieren, die uns an verschiedenen 
Orten genannt wurden: Vaterland, Volk, Arbeit, 
Bescheidenheit, Nächstenliebe und Zusammenhalt. 
Ich glaube nicht, daß das den Lehren entspricht, 
die linksextremistische Gruppen in Deutschland 
verbreiten. Ich möchte ausdrücklich hinzufügen, 
daß ich diese Grundsätze auch für die Erziehung 
deutscher Kinder als geeignet ansehe." — Braun: 
"Die genannten Ziele erscheinen neben anderen 
für die Erziehung deutscher Kinder geeignet." 
(Frau Schröder: In China „war alles sehr christ-
lich." Die Kinder „dürfen" schon beim Verpacken 
von Taschenlampenbirnen lernen, wie schön Ar-
beit ist; die Offiziere sind Muster an „natürlicher 
und selbstverständlicher Haltung." Vgl. SZ v.
12. August 1972.)

Nationalchina wird diese Entscheidungen 
überstehen, nicht nur, weil nichts dauerhafter 
ist als Provisorien, sondern auch weil es kein 
Entwicklungsland mehr ist. Das läßt die Ent-

scheidung des Auswärtigen Amts — die auch 
von einer CDU/CSU-Bundesregierung hätte 
kommen können 144 ) — allerdings nicht ver-
ständlicher erscheinen. Obwohl Peking es 
nicht einmal ausdrücklich verlangt hat, hat 
Bonn sich damit zum Werkzeug der innenpo-
litisch gemeinten Außenpolitik der chinesi-
schen Kommunisten gemacht. Eine Bundesre-
gierung, die in der Deutschlandpolitik dem 
Alleinvertretungsanspruch als einem Grund-
satz der internationalen Politik abgeschworen 
hat, weil sie Realitäten entgegenstehen sah, 
folgt — ohne Not! — in Erahnung sinokom-
munistischer Wünsche diesem Prinzip in der 
China-Politik ungeachtet der Realitäten.

Es ist ohnedies erstaunlich, wie schnell auch 
in Deutschland die Lehren des Münchner Ab-
kommens von 1938 vergessen wurden, sich 
von einer Großmacht nicht erpressen zu las-
sen — oder gar ihre nicht einmal ausgespro-
chenen Wünsche ungefragt zu erfüllen —, und 
ihr „um des lieben Friedens willen" und/oder 
weil sie eine Zusammenarbeit sonst ablehnt, 
ein kleineres Land oder dessen Interessen zu 
opfern. Es ist kein „Realismus", sich an der 
„größeren Realität" zu orientieren.



Hans Bräker: Die Sowjetunion, China und die EWG

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 29, S. 3—13.

Theoretisch-ideologisch ist die Haltung der Sowjetunion seit der ersten grundsätzlichen 
Stellungnahme der KPdSU nach der Gründung der EWG in den sog. 17. Thesen von 1957 
eindeutig festgelegt: Darin wird die EWG als Absprache der Monopole über den gemein-
samen Kampf um die Absatzmärkte, um die Rohstoffquellen und um die Investitions-
sphären in der Welt bezeichnet. Sie bilde deshalb die kriegswirtschaftliche Grundlage 
der „kapitalistischen" Länder und wirke infolgedessen in jeder Hinsicht gegen die 
Interessen der Arbeiter auf wirtschaftlichem, sozialem und politischem Gebiet.
Diese Einstellung zur EWG gilt bis heute ohne Einschränkung nicht nur für die KPdSU, 
sondern auch für alle anderen kommunistischen Parteien und die von ihnen regierten 
Staaten, ja selbst für diejenigen, die nicht zu den sog. „Moskautreuen" zu rechnen sind. 
Je mehr sich aber der tatsächliche Erfolg der Integrationsbestrebungen der westeuro-
päischen Länder zeigte, um so stärker sahen sich die Sowjetunion und ihre Partner-
staaten gezwungen, diese Realität anzuerkennen und ihr in der politischen Praxis, d. h. 
in ihrer Europapolitik, Rechnung zu tragen. In der Diskussion um die Form und um die 
Zielsetzungen dieser Politik wurden allerdings noch bis Ende der sechziger/Anfang der 
siebziger Jahre z. T. höchst kontroverse Auffassungen zwischen der Sowjetunion und 
ihren Partnerstaaten vertreten.
Die massive Stellungnahme Chinas zu EWG-Problemen seit Anfang 1971 im Sinne einer Un-
terstützung sowohl des wirtschaftlichen als auch des politischen Zusammenschlusses West-
europas nicht nur gegen die USA, sondern auch und vor allem gegen die Hegemonial-
bestrebungen der Sowjetunion in Europa, hat neue Akzente gesetzt. Die Sowjetunion 
sieht sich seither einerseits gezwungen, im Interesse der Abwehr der chinesischen Europa-
Politik wieder zunehmend auf die Ebene der ideologischen Argumentation zurückzu-
kehren, wie sie in allen grundsätzlichen, theoretisch-ideologischen Stellungnahmen der 
KPdSU seit 1957 formuliert worden sind. Andererseits aber muß sie ihre pragmatische 
Westeuropa-Politik fortführen und ausbauen. Diese läuft darauf hinaus, aus den Bezie-
hungen zu den westeuropäischen „kapitalistischen" Ländern höchstmögliche wirtschaftliche 
Vorteile zu ziehen, zugleich aber die Anerkennung der Europäischen Gemeinschaft als 
völkerrechtliches Subjekt zu vermeiden.

Erich Röper: Nationalchinas Kampf gegen die Isolierung. Noch Chancen für 
Chiang Kai-shek?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 29/73, S. 14—30.

Der Konflikt der beiden Regierungen in China wurde durch die Ersetzung der National-
regierung durch die kommunistische in der UNO nicht gelöst; keine wird sich der anderen 
unterwerfen. Anders als Peking, das Taipei isolieren und einmal „befreien" will, geht 
dieses aber — trotz grundsätzlichen Wiedervereinigungswunsches — von der Existenz 
zweier staatlich organisierter, antagonistischer Gesellschaftsordnungen in der einen 
Nation China aus. Taipeis Alleinvertretungsanspruch, der lange zur Stabilisierung der 
Herrschaft in Taiwan nach dem Verlust des Festlands diente, wurde praktisch aufgegeben. 
Das Verhältnis zu den USA ist ambivalent. Nixon ist Peking zwar weit entgegengekom-
men, da er dessen Konflikt mit Taipei zur inneren Frage erklärte; das Militärpotential 
Nationalchinas wird aber systematisch mit amerikanischer Hilfe weiterentwickelt, und 
die US-Investitionen sind bereits so groß, daß schon darum die Übergabe Taiwans an die 
Kommunisten unwahrscheinlich ist.
Für die oft genannten Geheimkontakte Taipeis zu Peking — auch zur späteren Wieder-
vereinigung — gibt es keine Beweise. Auch gibt es keinen Grund, warum die Verant-
wortlichen in Taiwan angesichts der beiderseitigen Unfähigkeit, den Konflikt militärisch 
zu lösen, sich und ihr Land Peking freiwillig ausliefern sollten.
Die Chancen Nationalchinas, unabhängig zu bleiben, hängen ab vom Widerstandswillen 
aller und der Bereitschaft der Verantwortlichen, den demokratischen und sozialen Rechts-
staat sowie die Demokratisierung der Gesellschaft weiterzuentwickeln. Damit stellt es 
schon heute trotz der Größenunterschiede eine autochthon chinesische Alternative zu den 
Kommunisten dar, auch wenn es nie zu einer Wiedervereinigung kommt.
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